Gegeniiberstellung

WSW,

der Allgemeinen Geschéftsbedingungen der WSW Energie & Wasser AG fiir den Eigenverbrauch von GAS im Haushalt sowie fiir einen
Jahresverbrauch von max. 1,5 Mio. kWh fiir berufliche, landwirtschaftliche oder gewerbliche Zwecke - (WSW AGB Gas)

Aufnahme von neuen Inhalten
Verschiebung von bereits bestehenden Inhalten

WSW AGB Gas bis zum 31.12.2024

1. Vertragsschluss/Lieferbeginn

Der Vertrag kommt durch Bestatigung des Lieferanten in Textform unter Angabe des voraus-
sichtlichen Lieferbeginns zustande. Der tatsachliche Lieferbeginn hangt davon ab, dass alle fiir
die Belieferung notwendigen MaRnahmen (Kiindigung des bisherigen Liefervertrages, etc.)
erfolgt sind. Eine Belieferung erfolgt nicht vor Ablauf der Widerrufsfrist des Kunden gemaR §§
355 Abs. 2, 356 Abs. 2 Nr. 2 BGB, es sein denn, der Kunde fordert den Lieferanten hierzu
ausdriicklich auf.

2. Umfang und Durchfiihrung der
Leistungsumfang/Befreiung von der Leistungspflicht
2.1. Der Lieferant liefert dem Kunden dessen gesamten Bedarf an Gas an seine vertraglich
benannte Entnahmestelle. Entnahmestelle ist die Eigentumsgrenze des Netzanschlusses, {iber
den der Kunde beliefert und mittels Marktlokations-Identifikationsnummer
energiewirtschaftlich identifiziert wird. Fiir gewerbliche Verbraucher gilt: Der Kunde wird das
Erdgas lediglich zur eigenen Versorgung nutzen. Eine Weiterleitung an Dritte ist unzuldssig.

Lieferung/Weiterleitungsverbot/

2.2. Der Messstellenbetrieb wird durch den Messstellenbetreiber erbracht und ist gemaR § 9
Abs. 2 MsbG Bestandteil dieses Vertrags, soweit der Kunde keinen Vertrag mit einem
wettbewerblichen Messstellenbetreiber schlieBt. Der Lieferant stellt dem Kunden das Entgelt
fiir den Messstellenbetrieb und die Messung unter den Voraussetzungen von Ziffer 6.3.2 in
Rechnung.

2.3. Bei einer Unterbrechung oder bei UnregelmaRigkeiten in der Gasversorgung ist der
Lieferant, soweit es sich um Folgen einer Stérung des Netzbetriebes einschlieBlich des
Netzanschlusses handelt, von seiner Leistungspflicht befreit. Zu maéglichen Anspriichen des
Kunden gegen den Netzbetreiber wird auf Ziffer 9 verwiesen.

2.4. Wird den Parteien die Erfiillung der Leistungspflichten durch unvorhersehbare Umsténde,
auf die sie keinen Einfluss haben und deren Abwendung mit einem angemessenen technischen
oder wirtschaftlichen Aufwand nicht erreicht werden kann (insbesondere hohere Gewalt wie
z.B. Naturkatastrophen, Krieg, Pandemien, Arbeitskampfmafnahmen, hoheitliche
Anordnungen) unmdglich gemacht, so sind die Parteien von ihren vertraglichen
Leistungspflichten befreit, solange diese Umstande noch andauern.

2.5. Der Lieferant ist weiter von seiner Leistungspflicht befreit, soweit und solange der
Netzbetreiber ~den  Netzanschluss und/oder die Anschlussnutzung bzw. der
Messstellenbetreiber den Messstellenbetrieb auf eigene Initiative unterbrochen hat.
Schadenersatzanspriiche des Kunden gegen den Lieferanten bleiben fiir den Fall unberihrt,
dass den Lieferanten an der Unterbrechung ein Verschulden trifft.

3. Messung/Zutrittsrecht/Abschlagszahlungen/Abrechnung/Anteilige Preisberechnung/
Abrech gsinformationen/Verbrauchshistorie

3.1. Die Menge des gelieferten Gases wird durch Messeinrichtungen bzw. Messsysteme (oder
rechtmaRige Ersatzwertbildung) des zustdndigen Messstellenbetreibers bzw. Netzbetreibers
ermittelt. Die Ablesung der Messeinrichtungen wird vom Messstellenbetreiber oder Lieferanten
oder sofern keine Ferniibermittlung der Verbrauchsdaten (z.B. iber ein intelligentes
Messsystem) erfolgt auf Verlangen des Lieferanten oder des Messstellenbetreibers kostenlos
vom Kunden durchgefiihrt. Verlangt der Lieferant eine Selbstablesung des Kunden, fordert der
Lieferant den Kunden rechtzeitig dazu auf. Die Ablesung der Messeinrichtungen erfolgt zum
Zwecke der Abrechnung, etwa anlasslich eines Lieferantenwechsels oder bei Vorliegen eines
berechtigten Interesses des Lieferanten an einer Uberpriifung der Ablesung, und zum Zwecke
der Erstellung der Abrechnungsinformationen. Der Kunde kann einer Selbstablesung
widersprechen, wenn ihm diese nicht zumutbar ist. Soweit der Kunde fiir einen bestimmten
Abrechnungszeitraum trotz entsprechender Verpflichtung keine Ablesedaten libermittelt hat
oder der Lieferant aus anderen Griinden, die er nicht zu vertreten hat, den tatsachlichen
Verbrauch nicht ermitteln kann (etwa, weil keine Messwerte bzw. vom Messstellenbetreiber
rechtméRig ermittelten Ersatzwerte verfligbar sind) kann der Lieferant den Verbrauch auf der
Grundlageder letzten Ablesung oder bei einem Neukunden nach dem Verbrauchvergleichbarer
Kundenjeweils unter angemessener Beriicksichtigung der tatsachlichen Verhaltnisse schatzen.

3.2. Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung dem mit einem Ausweis versehenen
Beauftragten des Lieferanten oder des Messstellenbetreibers den Zutritt zu seinem Grundstiick
und zu seinen Rdumen zu gestatten, soweit dies zur Ermittlung der preislichen
Bemessungsgrundlagen oder zur Ablesung der Messeinrichtungen erforderlich ist. Die
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WSW AGB Gas ab dem 01.01.2025

1. Vertragsschluss/Lieferbeginn

Der Vertrag kommt durch Bestatigung des Lieferanten in Textform unter Angabe des
voraussichtlichen Lieferbeginns zustande. Der tatsdchliche Lieferbeginn hangt davon ab, dass
alle fur die Belieferung notwendigen MaBnahmen (Kiindigung des bisherigen Liefervertrages,
etc.) erfolgt sind. Eine Belieferung erfolgt nicht vor Ablauf der Widerrufsfrist des Kunden gemaRy
§§ 355 Abs. 2, 356 Abs. 2 Nr. 2 BGB, es sein denn, der Kunde fordert den Lieferanten hierzu
ausdriicklich auf.

2. Umfang und Durchfiihrung der
Leistungsumfang/Befreiung von der Leistungspflicht
2.1. Der Lieferant liefert dem Kunden dessen gesamten Bedarf an Gas an seine vertraglich
benannte Entnahmestelle. Entnahmestelle ist die Eigentumsgrenze des Netzanschlusses, liber
den der Kunde beliefert und mittels Marktlokations-ldentifikationsnummer
energiewirtschaftlich identifiziert wird. Fiir gewerbliche Verbraucher gilt: Der Kunde wird das
Erdgas lediglich zur eigenen Versorgung nutzen. Eine Weiterleitung an Dritte ist unzulassig.

Lieferung/Weiterleitungsverbot/

2.2. Der Messstellenbetrieb wird durch den Messstellenbetreiber erbracht und ist gemaR § 9
Abs. 2 MsbG Bestandteil dieses Vertrags, soweit der Kunde keinen Vertrag mit einem
wettbewerblichen Messstellenbetreiber schlieRt. Der Lieferant stellt dem Kunden das Entgelt
fiir den Messstellenbetrieb und die Messung unter den Voraussetzungen von Ziffer 6.3.2 in
Rechnung.

2.3. Bei einer Unterbrechung oder bei UnregelmaRigkeiten in der Gasversorgung ist der
Lieferant, soweit es sich um Folgen einer Stérung des Netzbetriebes einschlieBlich des
Netzanschlusses handelt, von seiner Leistungspflicht befreit. Zu moglichen Anspriichen des
Kunden gegen den Netzbetreiber wird auf Ziffer 10 verwiesen.

2.4. Wird den Parteien die Erfiillung der Leistungspflichten durch unvorhersehbare Umstande,
auf die sie keinen Einfluss haben und deren Abwendung mit einem angemessenen technischen
oder wirtschaftlichen Aufwand nicht erreicht werden kann (insbesondere héhere Gewalt wie
z.B. Naturkatastrophen, Krieg, Pandemien, Arbeitskampfmafnahmen, hoheitliche
Anordnungen) unmoglich gemacht, so sind die Parteien von ihren vertraglichen
Leistungspflichten befreit, solange diese Umstéande noch andauern.

2.5. Der Lieferant ist weiter von seiner Leistungspflicht befreit, soweit und solange der
Netzbetreiber ~den Netzanschluss und/oder die Anschlussnutzung bzw. der
Messstellenbetreiber den Messstellenbetrieb auf eigene Initiative unterbrochen hat.
Schadenersatzanspriiche des Kunden gegen den Lieferanten bleiben fiir den Fall unberihrt,
dass den Lieferanten an der Unterbrechung ein Verschulden trifft.

3. Messung/Zutrittsrecht/Abschlagszahlungen/Abrechnung/Anteilige
Abrechnungsinformationen/Verbrauchshistorie

3.1. Die Menge des gelieferten Gases wird durch Messeinrichtungen bzw. Messsysteme (oder
rechtmaRige Ersatzwertbildung) des zustdndigen Messstellenbetreibers bzw. Netzbetreibers
ermittelt. Die Ablesung der Messwerte wird vom Messstellenbetreiber oder Lieferanten oder
sofern keine Ferniibermittlung der Verbrauchsdaten (z. B. iiber ein intelligentes Messsystem)
erfolgt, auf Verlangen des Lieferanten oder des Messstellenbetreibers kostenlos vom Kunden
selbst durchgefiihrt. Erfolgt eine Ferniibermittlung der Verbrauchsdaten (z. B. iiber ein
intelligentes Messsystem), wird die Ablesung der Messwerte in begriindeten Einzelfallen, z. B.
fiir die Dauer eines technisch bedingten Ausfalls der Fernkommunikation, ebenfalls auf
Verlangen des Lieferanten kostenlos vom Kunden selbst durchgefiihrt, sofern dies fiir die
Abrechnung nach diesem Vertrag erforderlich ist. Verlangt der Lieferant eine Selbstablesung
des Kunden, fordert der Lieferant den Kunden rechtzeitig dazu auf. Die Ablesung der
Messeinrichtungen erfolgt zum Zwecke der Abrechnung, anldsslich eines
Lieferantenwechsels oder bei Vorliegen eines berechtigten Interesses des Lieferanten an einer
Uberpriifung der Ablesung, und zum Zwecke der Erstellung der Abrechnungsinformationen.
Der Kunde kann einer Selbstablesung widersprechen, wenn ihm diese nicht zumutbar ist.

Preisberechnung/

etwa

3.3. Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung dem mit einem Ausweis versehenen
Beauftragten des Lieferanten oder des Messstellenbetreibers den Zutritt zu seinem Grundstiick
und zu seinen Rdumen zu gestatten, soweit dies zur Ermittlung der preislichen
Bemessungsgrundlagen, im Rahmen des Betriebs, zur Wartung oder zur Ablesung der



Benachrichtigung kann durch Mitteilung an den Kunden oder durch Aushang am oder im
jeweiligen Haus erfolgen. Sie muss mindestens eine Woche vor dem Betretungstermin erfolgen;
mindestens ein Ersatztermin ist anzubieten. Der Kunde hat dafiir Sorge zu tragen, dass die
Messeinrichtungen zugénglich sind. Wenn der Kunde den Zutritt unberechtigt verweigert oder
behindert, stellt der Lieferant dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten pauschal gemafR
Ziffer 18 in Rechnung. Die pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein und darf
die nach dem gewdhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten nicht iibersteigen. Fiir
private Verbraucher gilt: Dem Kunden ist zudem der Nachweis gestattet, solche Kosten seien
nicht entstanden oder wesentlich geringer als die Hohe der Pauschale.

3.3. Der Lieferant kann vom Kunden monatliche Abschlagszahlungen verlangen. Die Hohe der
Abschlagszahlung  richtet sich nach dem Verbrauch des vorhergehenden
Abrechnungszeitraums und dem aktuellen Vertragspreis oder nach dem durchschnittlichen
Verbrauch vergleichbarer Kunden und dem aktuellen Vertragspreis. Macht der Kunde
glaubhaft, dass der Verbrauch erheblich abweicht, ist dies angemessen zu beriicksichtigen.

3.4. Zum Ende jedes vom Lieferanten festgelegten Abrechnungszeitraums, der ein Jahr nicht
tiberschreitet, und zum Ende des Vertragsverhaltnisses wird vom Lieferanten eine Abrechnung
nach seiner Wahlin elektronischer Form oder in Papierform erstellt. Abweichend von Satz 1 hat
der Kunde das Recht, eine kostenpflichtige monatliche, vierteljahrliche oder halbjahrliche
Abrechnung zuwéhlen, dieauf Grundlage einer gesonderten Vereinbarung mit dem Lieferanten
erfolgt. Erhilt der Kunde Abrechnungen in Papierform, erfolgt die Ubermittlung der
Abrechnungen auf Wunsch auch in elektronischer Form. Erhélt der Kunde elektronische
Abrechnungen, erfolgt die Ubermittlung der Abrechnungen auf Wunsch auch einmaljéhrlichin
Papierform. In jeder Abrechnung wird der tatséchliche Umfang der Belieferung unter
Anrechnung der Abschlagszahlungen abgerechnet. Ergibt sich eine Abweichung der
Abschlagszahlungenvonder Abrechnung der tatsachlichen Belieferung, so wird der zuviel oder
zu wenig berechnete Betrag unverziiglich erstattet bzw. nachentrichtet, spatestens aber mit
der ndchsten Abschlagszahlung verrechnet. Bei einer monatlichen Abrechnung entfallt das
Recht des Lieferanten nach Ziffer 3.3 Satz 1.

3.5. Erhalt der Kunde eine elektronische Abrechnung und erfolgt keine Ferniibermittlung der
Verbrauchsdaten (z. B. iiber ein intelligentes Messsystem), erhdlt er unentgeltlich die (in jeder
Rechnung bereits enthaltenen) Abrechnungsinformationen nach § 40b EnWG automatisch alle
sechs Monate und auf Wunsch alle drei Monate.

3.6. Auf Wunsch des Kunden stellt der Lieferant dem Kunden und/oder einem von diesem
benannten Dritten, soweit verfiighar, erganzende Informationen zu dessen Verbrauchshistorie
gegen Entgelt zur Verfiigung.

3.7. Der Kunde kann jederzeit vom Lieferanten verlangen, eine Nachpriifung der
Messeinrichtungen an seiner Entnahmestelle durch eine Eichbehdrde oder eine staatlich
anerkannte Priifstelle im Sinne von § 40 Abs. 3 MessEG zu veranlassen. Die Kosten der
Nachpriifung fallen dem Kunden nur dann zur Last, sofern die eichrechtlichen
Verkehrsfehlergrenzen nicht tiberschritten werden.

3.8. Ergibt eine Nachpriifung der Messeinrichtungen eine Uberschreitung der eichrechtlichen
Verkehrsfehlergrenzen oder werden Fehler in der Ermittlung des Rechnungsbetrages
festgestellt (wie z. B. auch bei einer Rechnung auf der Grundlage falscher Messwerte), so wird
der zu viel oder zu wenig berechnete Betrag unverziiglich erstattet bzw. nachentrichtet oder
mit der nachsten Abschlagszahlung verrechnet. Ist das AusmaR des Fehlers nicht einwandfrei
festzustellen oder zeigt eine Messeinrichtung nicht an (und liegen auch keine rechtmaRig
ermittelten Ersatzwerte vor), so ermittelt der Lieferant den Verbrauch fiir die Zeit seit der
letzten fehlerfreien Ablesung durch Schatzung entsprechend Ziffer 3.1 Satz 6. Anspriiche nach
dieser Ziffer sind auf den der Feststellung des Fehlers vorhergehenden Ablesezeitraum
beschrankt, es sei denn, die Auswirkung des Fehlers kann Uber einen groReren Zeitraum
festgestellt werden; in diesem Fallist der Anspruch auf ldngstens drei Jahre beschrankt.

3.9. Andert sich das vertragliche Entgelt wéihrend des Abrechnungszeitraums, so rechnet der
Lieferant gednderte verbrauchsunabhéngige Preisbestandteile tagesgenau ab. Fiir die
Abrechnung gednderter verbrauchsabhdngiger Preisbestandteile wird die nach Ziffer 3.1
ermittelte Verbrauchsmenge des Kunden im Abrechnungszeitraum auf Grundlage einer
Schéatzung nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) auf den Zeitraum vor und nach der
Preisanderung aufgeteilt, wobei jahreszeitliche Verbrauchsschwankungen auf der Grundlage
vergleichbarer Erfahrungswerte angemessen zu beriicksichtigen sind. Die nach der
Preisanderung anfallenden Abschlagszahlungen kdnnen entsprechend angepasst werden.
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Messeinrichtungen bzw. des Messsystems erforderlich ist. Die Benachrichtigung kann durch
Mitteilung an den Kunden oder durch Aushang am oder im jeweiligen Haus erfolgen. Sie muss
mindestens eine Woche vor dem Betretungstermin erfolgen; mindestens ein Ersatztermin ist
anzubieten. Der Kunde hat dafiir Sorge zu tragen, dass die Messeinrichtung bzw. das
Messsystem zugédnglich ist. Wenn der Kunde den Zutritt unberechtigt verweigert oder
behindert, stellt der Lieferant dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten pauschal gemaR
Ziffer 19 in Rechnung. Die pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein und darf
die nach dem gewohnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten nicht lbersteigen. Fir
private Verbraucher gilt: Dem Kunden ist zudem der Nachweis gestattet, solche Kosten seien
nicht entstanden oder wesentlich geringer als die Hohe der Pauschale.

3.4. Der Lieferant kann vom Kunden monatliche Abschlagszahlungen verlangen. Die Hohe der
Abschlagszahlung  richtet sich nach dem Verbrauch des vorhergehenden
Abrechnungszeitraums und dem aktuellen Vertragspreis oder nach dem durchschnittlichen
Verbrauch vergleichbarer Kunden und dem aktuellen Vertragspreis. Macht der Kunde
glaubhaft, dass der Verbrauch erheblich abweicht, ist dies angemessen zu beriicksichtigen. Im
Falle einer monatlichen Abrechnung entfallt das Recht des Lieferanten nach Satz 1.

3.5. Werden monatliche Abschlagszahlungen erhoben, erfolgt die Abrechnung zum Ende jedes
vom Lieferanten festgelegten Abrechnungszeitraums, der ein Jahrnicht tiberschreitet,und zum
Ende des Vertragsverhaltnisses. Abweichend von Satz 1 hat der Kunde das Recht, eine
kostenpflichtige monatliche, vierteljahrliche oder halbjahrliche Abrechnung zu wéhlen, die auf
Grundlage einer gesonderten Vereinbarung mit dem Lieferanten erfolgt. In jeder Abrechnung
wird der tatsachliche Umfang der Belieferung unter Anrechnung der Abschlagszahlungen
abgerechnet. Ergibt sich eine Abweichung der Abschlagszahlungen von der Abrechnung der
tatsachlichen Belieferung, so wird der zu viel oder zu wenig berechnete Betrag unverziiglich
erstattet bzw. nachentrichtet, spatestens aber mit der nachsten Abschlagszahlung verrechnet.

3.7. Erfolgt die Ferniibermittlung der Verbrauchsdaten (z. B. iiber ein intelligentes
Messsystem), ist der Lieferant berechtigt, anstelle der Erhebung von Abschlagszahlungen, die
Entgelte nach diesem Vertrag fiir die im Liefermonat gelieferte Energie monatlich abzurechnen.

3.8. Erhélt der Kunde eine elektronische Abrechnung und erfolgt keine Ferniibermittlung der
Verbrauchsdaten (z. B. tiber ein intelligentes Messsystem), erhalt er unentgeltlich die (in jeder
Rechnung bereits enthaltenen) Abrechnungsinformationen nach § 40b EnWG automatisch alle
sechs Monate und auf Wunsch alle drei Monate. Erfolgt eine Fernlibermittlung der
Verbrauchsdaten (z. B. Uber ein intelligentes Messsystem) und rechnet der Lieferant nicht
monatlich ab, erhalt der Kunde unentgeltlich die Abrechnungsinformationen nach § 40b EnWG
automatisch monatlich.

3.9. Auf Wunsch des Kunden stellt der Lieferant dem Kunden und/oder einem von diesem
benannten Dritten, soweit verfiigbar, ergéanzende Informationen zu dessen Verbrauchshistorie
gegen Entgelt zur Verfiigung.

3.10. Der Kunde kann jederzeit vom Lieferanten verlangen, eine Nachpriifung der
Messeinrichtungen bzw. des Messsystems an seiner Entnahmestelle durch eine Eichbehdrde
oder eine staatlich anerkannte Priifstelle im Sinne von § 40 Abs. 3 MessEG zu veranlassen. Die
Kosten der Nachpriifung fallen dem Kunden nur dann zur Last, sofern die eichrechtlichen
Verkehrsfehlergrenzen nicht iiberschritten werden.

3.11. Ergibt eine Nachpriifung der Messeinrichtungen bzw. des Messsystems eine
Uberschreitung der eichrechtlichen Verkehrsfehlergrenzen oder werden Fehler in der
Ermittlung des Rechnungsbetrages festgestellt (wie z. B. auch bei einer Rechnung auf der
Grundlage falscher Messwerte), so wird der zu viel oder zu wenig berechnete Betrag
unverziiglich erstattet bzw. nachentrichtet oder mit der nachsten Abschlagszahlung
verrechnet. Ist das Ausmal des Fehlers nicht einwandfrei festzustellen oder zeigt eine
Messeinrichtung nicht an (und liegen auch keine rechtmaRig ermittelten Ersatzwerte vor), so
ermittelt der Lieferant den Verbrauch fiir die Zeit seit der letzten fehlerfreien Ablesung durch
Schétzung entsprechend Ziffer 3.2. Anspriiche nach dieser Ziffer sind auf den der Feststellung
des Fehlers vorhergehenden Ablesezeitraum beschréankt, es sei denn, die Auswirkung des
Fehlers kann tiber einen gréReren Zeitraum festgestellt werden; in diesem Fall ist der Anspruch
auf langstens drei Jahre beschrénkt.

3.12. Andert sich das vertragliche Entgelt wihrend des Abrechnungszeitraums oder beginnt
oder endet der Abrechnungszeitraum untermonatlich (z. B. bei untermonatlicher Aufnahme
oder Beendigung der Belieferung), so rechnet der Lieferant verbrauchsunabhéangige
Preisbestandteile tagesgenau ab. Fiir die Abrechnung geédnderter verbrauchsabhéngiger
Preisbestandteile wird die nach Ziffer 3.1 ermittelte Verbrauchsmenge des Kunden im
Abrechnungszeitraum auf Grundlage einer Schatzung nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) auf
den Zeitraum vor und nach der Preisianderung aufgeteilt, wobei jahreszeitliche
Verbrauchsschwankungen auf der Grundlage vergleichbarer Erfahrungswerte angemessen zu
beriicksichtigen sind. Die nach der Preisdnderung anfallenden Abschlagszahlungen konnen
entsprechend angepasst werden.



4. Zahlungsbestimmungen/Verzug/Zahlungsverweigerung/Aufrechnung

4.1. Samtliche Rechnungsbetrage sind zwei Wochen nach Zugang der Rechnung, Abschlage und
Vorauszahlungen zu dem vom Lieferanten nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) im
Abschlagsplan bzw. mit Verlangen der Vorauszahlung festgelegten Zeitpunkt falligundim Wege
des Lastschriftverfahrens, mittels Dauerauftrag oder Uberweisung (auch durch
Barlberweisung) zu zahlen. Fiir gewerbliche Verbraucher gilt: Der Kunde informiert den
Lieferanten vorab in Textform, sofern Dritte fiir ihn leisten. Der Lieferant ist berechtigt,
Zahlungen Dritter abzulehnen.

4.2. Befindet sich der Kunde in Zahlungsverzug, kann der Lieferant angemessene MaRnahmen
zur Durchsetzung seiner Forderung ergreifen. Fordert der Lieferant erneut zur Zahlung auf, oder
lasst der Lieferant den Betrag durch Beauftragung eines Inkassodienstleisters (auch des
Netzbetreibers) einziehen, stellt er dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten pauschal
gemal Ziffer 18in Rechnung. Die pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein und
darf die nach dem gewdhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten nicht tibersteigen. Fiir
private Verbraucher gilt: Dem Kunden ist zudem der Nachweis gestattet, solche Kosten seien
nicht entstanden oder wesentlich geringer als die Hohe der Pauschale. Fiir gewerbliche
Verbraucher gilt: § 288 Abs. 5 BGB bleibt unberiihrt.

4.3. Einwédnde gegen Rechnungen berechtigen zum Zahlungsaufschub oder zur
Zahlungsverweigerung nur,

4.3.1. sofern der in einer Rechnung angegebene Verbrauch ohne ersichtlichen Grund mehr als
doppelt so hoch wie der vergleichbare Verbrauch im vorherigen Abrechnungszeitraum ist und
der Kunde eine Nachpriifung der Messeinrichtung verlangt und solange durch die Nachpriifung
nicht die ordnungsgemaRe Funktion der Messeinrichtung festgestellt ist,

oder

4.3.2. sofern aus Sicht eines verstdandigen Kunden die ernsthafte Maglichkeit eines
offensichtlichen Fehlers besteht, z. B bei falschen Kundennamen, verwechselten
Entnahmestellen, ohne Weiteres erkennbaren Rechenfehlern oder bei weit auBerhalb der
Plausibilitat liegenden Verbrauchsmengen, auch wenn eine Nachpriifung der Messeinrichtung
deren ordnungsgemaRe Funktion bestatigt hat.

4.3.3. Rechte des Kunden nach § 315 BGB bleiben von Ziffer 4.3 unberiihrt.

4.4, Gegen Forderungen des Lieferanten kann nur mit unbestrittenen oder rechtskréftig
festgestellten Gegenanspriichen aufgerechnet werden. Dies gilt nicht fiir Anspriiche des
Kunden aufgrund vollstandiger oder teilweiser Nichterfiillung oder mangelnder Erfiillung der
Hauptleistungspflichten. Fiir private Verbraucher gilt: Weiterhin gilt dies nicht fiir Forderungen
des Kunden, die im Rahmen des Riickabwicklungsverhéltnisses nach Widerruf des Vertrags
entstehen.

4.5. Im Falle einer Riickerstattung/Gutschrift teilt der Lieferant dem Kunden den konkreten
Betrag einschlieRlich des Auszahlungsweges in einem von der Rechnung gesonderten
Anschreiben mit, sofern eine Wertgrenze von 50,00 € {iberschritten ist.

4.6. Der Lieferant ist im Rahmen der Abwicklung der Riickerstattung berechtigt, ein ihm
bekanntes Konto heranzuziehen, sofern Uber dieses Konto des Kunden ein
Forderungsausgleich in den letzten 3 Monaten stattgefunden hat.

5.Vorauszahlung

5.1. Der Lieferant kann vom Kunden eine monatliche Vorauszahlung in angemessener Hohe
verlangen, wenn der Kunde mit einer Zahlung aus dem Vertrag in nicht unwesentlicher Héhe in
Verzug ist, wenn der Kunde innerhalb eines Zeitraums von zwélf Monaten wiederholt in
Zahlungsverzug gerat oder in sonstigen begriindeten Fallen.

5.2. Bei Verlangen einer Vorauszahlung sind dem Kunden Beginn, Hohe und die Griinde fiir die
Vorauszahlung sowie die Voraussetzungen fiir ihren Wegfall mitzuteilen. Die Zeitpunkte der
Vorauszahlungen legt der Lieferant nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) fest. Die Vorauszahlung
ist friihestens zum Lieferbeginn féllig. Die Hohe der Vorauszahlung richtet sich nach dem
Verbrauch des vorhergehenden Abrechnungszeitraums und dem aktuellen Vertragspreis oder
dem durchschnittlichen monatlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden und dem aktuellen
Vertrags-preis. Macht der Kunde glaubhaft, dass sein Verbrauch erheblich geringer ist, ist dies
angemessen zu berlicksichtigen.

5.3. Die Vorauszahlung wird mit der jeweils ndchsten vom Kunden nach dem Vertrag zu
leistenden Zahlung (Abschlége nach Ziffer 4.1 oder Rechnungsbetrage) verrechnet. Ergibt sich
dabei eine Abweichung der Vorauszahlung von der zu leistenden Zahlung, so wird der zu viel
oder zu wenig berechnete Betrag unverziiglich erstattet bzw. nachentrichtet.

5.4. Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann der Lieferant beim Kunden ein
Vorauszahlungssystem (z. B. Bargeld- oder Chipkartenzahler) einrichten und betreiben bzw.
den Messstellenbetreiber damit beauftragen.

5.5. Anstelle einer Vorauszahlung kann der Lieferant eine Sicherheitsleistung in Hohe der fiir
einen Zeitraum von zwei Liefermonaten voraussichtlich durchschnittlich zu leistenden
Zahlungen verlangen. Sofern die Parteien nichts anderes vereinbaren, ist eine
Sicherheitsleistung nur zuldssig in Form einer unbedingten, unwiderruflichen,
selbstschuldnerischen Biirgschaft einer europdischen Bank. Die sich verbiirgende Bank muss
ein Rating im ,A“-Bereich von Standard & Poors oder ein gleichwertiges Rating einer anderen
international anerkannten Rating-Agentur aufweisen.

5.6. Der Lieferant kann sich aus der Sicherheit befriedigen, sobald der Kunde mit seinen
Zahlungsverpflichtungen in Verzug ist. Der Lieferant wird die Sicherheit nur in dem Umfang
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4. Zahlungsbestimmungen/Verzug/Zahlungsverweigerung/Aufrechnung

4.1. Samtliche Rechnungsbetrage sind zwei Wochen nach Zugang der Rechnung, Abschlage
und Vorauszahlungen zu dem vom Lieferanten nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) im
Abschlagsplanbzw. mit Verlangen der Vorauszahlung festgelegten Zeitpunkt fallig undim Wege
des Lastschriftverfahrens, mittels Dauerauftrag oder Uberweisung (auch durch
Bariiberweisung) zu zahlen. Fiir gewerbliche Verbraucher gilt: Der Kunde informiert den
Lieferanten vorab in Textform, sofern Dritte fiir ihn leisten. Der Lieferant ist berechtigt,
Zahlungen Dritter abzulehnen.

4.2. Befindetsich der Kunde in Zahlungsverzug, kannder Lieferant angemessene MaRnahmen
zur Durchsetzung seiner Forderung ergreifen. Fordert der Lieferant erneut zur Zahlung auf, oder
lasst der Lieferant den Betrag durch Beauftragung eines Inkassodienstleisters (auch des
Netzbetreibers) einziehen, stellt er dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten pauschal
gemaf Ziffer 19in Rechnung. Die pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein und
darf die nach dem gewohnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten nicht tibersteigen. Fiir
private Verbraucher gilt: Dem Kunden ist zudem der Nachweis gestattet, solche Kosten seien
nicht entstanden oder wesentlich geringer als die Hohe der Pauschale. Fiir gewerbliche
Verbraucher gilt: § 288 Abs. 5 BGB bleibt unberiihrt.

4.3. Einwdnde gegen Rechnungen
Zahlungsverweigerung nur,

berechtigen zum Zahlungsaufschub oder zur

4.3.1. sofern der in einer Rechnung angegebene Verbrauch ohne ersichtlichen Grund mehr als
doppelt so hoch wie der vergleichbare Verbrauch im vorherigen Abrechnungszeitraum ist und
der Kunde eine Nachpriifung der Messeinrichtung verlangt und solange durch die Nachpriifung
nicht die ordnungsgemaRe Funktion der Messeinrichtung festgestellt ist,

oder

4.3.2. sofern aus Sicht eines verstdndigen Kunden die ernsthafte Mdoglichkeit eines
offensichtlichen Fehlers besteht, z. B bei falschen Kundennamen, verwechselten
Entnahmestellen, ohne Weiteres erkennbaren Rechenfehlern oder bei weit auBerhalb der
Plausibilitat liegenden Verbrauchsmengen, auch wenn eine Nachpriifung der Messeinrichtung
deren ordnungsgemafe Funktion bestétigt hat.

4.3.3. Rechte des Kunden nach § 315 BGB bleiben von Ziffer 4.3 unberiihrt.

4.4. Gegen Forderungen des Lieferanten kann nur mit unbestrittenen oder rechtskraftig
festgestellten Gegenanspriichen aufgerechnet werden. Dies gilt nicht fiir Anspriiche des
Kunden aufgrund vollstandiger oder teilweiser Nichterfiillung oder mangelnder Erfiillung der
Hauptleistungspflichten. Fiir private Verbraucher gilt: Weiterhin gilt dies nicht fiir Forderungen
des Kunden, die im Rahmen des Riickabwicklungsverhéltnisses nach Widerruf des Vertrags
entstehen.

4.5. Im Falle einer Riickerstattung/Gutschrift teilt der Lieferant dem Kunden den konkreten
Betrag einschlieBlich des Auszahlungsweges in einem von der Rechnung gesonderten
Anschreiben mit, sofern eine Wertgrenze von 50,00 € iiberschritten ist.

4.6. Der Lieferant ist im Rahmen der Abwicklung der Riickerstattung berechtigt, ein ihm
bekanntes Konto heranzuziehen, sofern (iber dieses Konto des Kunden ein
Forderungsausgleich in den letzten 3 Monaten stattgefunden hat.

5.Vorauszahlung

5.1. Der Lieferant kann vom Kunden eine monatliche Vorauszahlung in angemessener Hohe
verlangen, wenn der Kunde mit einer Zahlung aus dem Vertrag in nicht unwesentlicher Hohe in
Verzug ist, wenn der Kunde innerhalb eines Zeitraums von zwolf Monaten wiederholt in
Zahlungsverzug gerat oder in sonstigen begriindeten Féllen.

5.2. Bei Verlangen einer Vorauszahlung sind dem Kunden Beginn, Hohe und die Griinde fiir die
Vorauszahlung sowie die Voraussetzungen fiir ihnren Wegfall mitzuteilen. Die Zeitpunkte der
Vorauszahlungen legt der Lieferant nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) fest. Die Vorauszahlung
ist friihestens zum Lieferbeginn féllig. Die Hohe der Vorauszahlung richtet sich nach dem
Verbrauch des vorhergehenden Abrechnungszeitraums und dem aktuellen Vertragspreis oder
dem durchschnittlichen monatlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden und dem aktuellen
Vertragspreis. Macht der Kunde glaubhaft, dass sein Verbrauch erheblich geringer ist, ist dies
angemessen zu berticksichtigen.

5.3. Die Vorauszahlung wird mit der jeweils ndchsten vom Kunden nach dem Vertrag zu
leistenden Zahlung (Abschlége nach Ziffer 4.1 oder Rechnungsbetrége) verrechnet. Ergibt sich
dabei eine Abweichung der Vorauszahlung von der zu leistenden Zahlung, so wird der zu viel
oder zu wenig berechnete Betrag unverziiglich erstattet bzw. nachentrichtet.

5.4. Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann der Lieferant beim Kunden ein
Vorauszahlungssystem (z. B. Bargeld- oder Chipkartenzéhler) einrichten und betreiben bzw.
den Messstellenbetreiber damit beauftragen.

5.5. Anstelle einer Vorauszahlung kann der Lieferant eine Sicherheitsleistung in Hohe der fiir
einen Zeitraum von zwei Liefermonaten voraussichtlich durchschnittlich zu leistenden
Zahlungen verlangen. Sofern die Parteien nichts anderes vereinbaren, ist eine
Sicherheitsleistung nur zuldssig in Form einer unbedingten, unwiderruflichen,
selbstschuldnerischen Biirgschaft einer européischen Bank. Die sich verbiirgende Bank muss
ein Rating im ,A“-Bereich von Standard & Poors oder ein gleichwertiges Rating einer anderen
international anerkannten Rating-Agentur aufweisen.

5.6. Der Lieferant kann sich aus der Sicherheit befriedigen, sobald der Kunde mit seinen
Zahlungsverpflichtungen in Verzug ist. Der Lieferant wird die Sicherheit nur in dem Umfang



verwerten, in dem dies zur Erfiillung der riickstandigen Zahlungsverpflichtungen erforderlich
ist.

5.7. Die Verwertung der Sicherheit nach Ziffer 5.6 wird der Lieferant dem Kunden unter
Fristsetzung schriftlich androhen, es sei denn nach den Umstédnden des Einzelfalls besteht
Grund zu der Annahme, dass eine Befriedigung aus der Sicherheit zu spét erfolgen wiirde. Ist
der Abschluss des Vertrages fiir den Kunden ein Handelsgeschaft, betragt die Frist wenigstens
eine Woche. In allen iibrigen Féllen betréagt sie einen Monat.

5.8. Die Sicherheit ist unverziiglich zuriickzugeben, soweit ihre Voraussetzungen weggefallen
sind.

5.9. Die Regelungen zur Einstellung und Unterbrechung der Belieferung sowie zur Kiindigung in
Ziffer 8 bleiben unberiihrt.

5.10. Die Ziffern 5.5 bis 5.9 gelten nur fiir gewerbliche Verbraucher.

6. Entgelt/Zukiinftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastun-
gen/Preisanpassung nach billigem Ermessen

6.1. Dasvom Kunden zu zahlende Entgelt setzt sich aus den Preisbestandteilen nach den Ziffern
6.2 bis 6.5 zusammen.

6.2. Der Kunde zahlt einen Grundpreis und einen verbrauchsabhangigen Arbeitspreis in der sich
ausdem Preisblatt ergebenden Hohe. Diese werden auf Grundlage der Kosten kalkuliert, die fiir
die Belieferung aller Kunden in diesem Tarif anfallen (unabhangig vom Zeitpunkt des jeweils
einzelnen Vertragsschlusses). Sie enthalten die Kosten flr Energiebeschaffung und Vertrieb
(inkl. SLP-Bilanzierungsumlage, Entgelt fiir die Nutzung des Virtuellen Handelspunktes,
Konvertierungsentgelt sowie Konvertierungsumlage).

6.3. Zusétzlich zahlt der Kunde fiir das gelieferte Gas folgende Preisbestandteile nach den
Ziffern 6.3.1 bis 6.3.6 und 6.5 in der jeweils geltenden Hohe. Die bei Vertragsschluss geltende
Héhe ist im Preisblatt angegeben. Im Einzelnen:

6.3.1. Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber fiir die Netznutzung zur Belieferung des
Kunden abzufiihrenden Netzentgelte. Der Netzbetreiber ermittelt die Netzentgelte zum 01.01.
eines Kalenderjahres auf Grundlage der von der zustandigen Regulierungsbehdrde nach
MaRgabe des § 21a EnWG i. V. m. der ARegV, der GasNEV und sonstigen Bestimmungen des
EnWG festgelegten und jeweils zum 01.01. eines Kalenderjahres gemaR § 4 ARegV angepassten
Erlosober-grenze. Der Netzbetreiber verdffentlicht die jeweils geltende Hohe der Netzentgelte
auf seiner Internetseite.

6.3.1.1. Anderungen der Netzentgelte werden gegeniiber dem Kunden mit dem Zeitpunkt
wirksam, in dem sie gegeniiber dem Lieferanten wirksam werden.

6.3.1.2. Fiir den Fall, dass gegen die fiir die Entgelte maBgebliche,von der Regulierungsbehérde
festgesetzten Erlosobergrenze Rechtsmittel eingelegt werden oder anhéngig sind (z. B. durch
den Netzbetreiber oder Dritte), ist zwischen den Parteien dieses Vertrages das vom
Netzbetreiber auf Grundlage der rechts- bzw. bestandskréftig festgesetzten Erlésobergrenze
gebildete und riickwirkend angewendete Netznutzungsentgelt ebenso riickwirkend
mafgeblich. Dies kann dazu fiihren, dass Entgelte fir vorangegangene Zeitréume -
gegebenenfalls nach Beendigung des Vertrages oder der Belieferung der jeweiligen
Marktlokation durch den Lieferanten - nachgefordert oder zuriickgezahlt werden miissen.

6.3.1.3. Ziffer 6.3.1.2 gilt entsprechend bei Rechtsmitteln gegen die Erl6sobergrenze der dem
Netz des Netzbetreibers vorgelagerten Netzbetreiber, sofern jene eine riickwirkende Anderung
der Entgelte des vorgelagerten Netzbetreibers zur Folge haben.

6.3.1.4. Riick- oder Nachzahlungen nach den vorstehenden Ziffern 6.3.1.2 und 6.3.1.3 werden
jeweils mit dem fiir den jeweiligen Zeitraum maRgeblichen Basiszinssatz gemaR § 247 BGB
verzinst; dies gilt nicht, wenn der Basiszinssatz negativ ist.

6.3.1.5. Wird der sich aus dem Preisblatt ergebende Grundpreis (Netz) jéhrlich erhoben,
berechnet der Lieferant das vom Kunden zu zahlende Entgelt im Rahmen von monatlichen
Abschlagen bzw. Abrechnungen mit 1/12 des Jahresentgelts.

6.3.2. Das vom Lieferanten an den Netzbetreiber abzufiihrende Entgelt fiir Messstellenbetrieb
und Messung.

Der Netzbetreiber ermittelt dieses Entgelt zum 01.01. eines Kalenderjahres auf Grundlage der
von der zusténdigen Regulierungsbehorde nach MaRgabe des § 21a EnWG i. V. m. der ARegV,
der GasNEV und sonstigen Bestimmungen des EnWG festgelegten und jeweils zum 01.01. eines
Kalenderjahres gemaR §& 4 ARegV angepassten Erlosobergrenze. Der Netzbetreiber
ver6ffentlicht die jeweils geltende Hohe des Entgelts fiir Messstellenbetrieb und Messung auf
seiner Internetseite.

6.3.2.1. Die Regelungen in Ziffer 6.3.1.1 bis 6.3.1.5 finden entsprechend Anwendung.

6.3.2.2. Der Lieferant berechnet das vom Kunden zu zahlende Entgelt im Rahmen von
monatlichen Abschldgen bzw. Abrechnungen mit 1/12 des Jahresentgelts.

6.3.3. Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber aufgrund vertraglicher Vereinbarung zu
leistenden  Zahlungen zum Ausgleich der vom Netzbetreiber abzufiihrenden
Konzessionsabgabe.

Die Konzessionsabgabe wird von der jeweiligen Gemeinde bzw. dem jeweiligen Landkreis
gegeniiber dem Netzbetreiber fiir die Einrdumung des Rechts zur Benutzung offentlicher
Verkehrswege fiir die Verlegung und den Betrieb von Leitungen, die der unmittelbaren
Versorgung von Letztverbrauchern im Gemeindegebiet mit Energie dienen, erhoben. Die Hhe
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verwerten, in dem dies zur Erfillung der riickstandigen Zahlungsverpflichtungen erforderlich
ist.

5.7. Die Verwertung der Sicherheit nach Ziffer 5.6 wird der Lieferant dem Kunden unter
Fristsetzung schriftlich androhen, es sei denn nach den Umstédnden des Einzelfalls besteht
Grund zu der Annahme, dass eine Befriedigung aus der Sicherheit zu spéat erfolgen wiirde. Ist
der Abschluss des Vertrages fiir den Kunden ein Handelsgeschaft, betrégt die Frist wenigstens
eine Woche. In allen iibrigen Fallen betrégt sie einen Monat.

5.8. DieSicherheit ist unverziiglich zuriickzugeben, soweit ihre Voraussetzungen weggefallen
sind.

5.9. DieRegelungen zur Einstellung und Unterbrechung der Belieferung sowie zur Kiindigung
in Ziffer 9 bleiben unberiihrt.

5.10. Die Ziffern 5.5 bis 5.9 gelten nur fiir gewerbliche Verbraucher.

6. Entgelt/Zukiinftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastun-
gen/Preisanpassung nach billigem Ermessen

6.1. Dasvom Kunden zu zahlende Entgelt setzt sich aus den Preisbestandteilen nach den Ziffern
6.2 bis 6.6 zusammen.

6.2. Der Kunde zahlt einen Grundpreis und einen verbrauchsabhéngigen Arbeitspreis in der sich
ausdem Preisblatt ergebenden Hohe. Diese werden auf Grundlage der Kosten kalkuliert, die fiir
die Belieferung aller Kunden in diesem Tarif anfallen (unabhéngig vom Zeitpunkt des jeweils
einzelnen Vertragsschlusses). Sie enthalten die Kosten fiir Energiebeschaffung und Vertrieb
(inkl. SLP-Bilanzierungsumlage, Entgelt fir die Nutzung des Virtuellen Handelspunktes,
Konvertierungsentgelt sowie Konvertierungsumlage).

6.3. Zusatzlich zahlt der Kunde fiir das gelieferte Gas folgende Preisbestandteile nach den
Ziffern 6.3.1 bis 6.3.6 in der jeweils geltenden Hohe. Die bei Vertragsschluss geltende Hohe ist
im Preisblatt angegeben. Im Einzelnen:

6.3.1. Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber fiir die Netznutzung zur Belieferung des
Kunden abzufiihrenden Netzentgelte. Der Netzbetreiber ermittelt die Netzentgelte zum 01.01.
eines Kalenderjahres auf Grundlage der von der zusténdigen Regulierungsbehdrde nach
MaRgabe des § 21a EnWG i. V. m. der ARegV, der GasNEV und sonstigen Bestimmungen des
EnWG festgelegten und jeweils zum 01.01. eines Kalenderjahres gemaf § 4 ARegV angepassten
Erlosobergrenze. Der Netzbetreiber veréffentlicht die jeweils geltende Hohe der Netzentgelte
auf seiner Internetseite.

6.3.1.1. Anderungen der Netzentgelte werden gegeniiber dem Kunden mit dem Zeitpunkt
wirksam, in dem sie gegeniiber dem Lieferanten wirksam werden.

6.3.1.2. Fiir den Fall, dass gegen die fiir die Entgelte maRgebliche, von der Regulierungsbehorde
festgesetzten Erlésobergrenze Rechtsmittel eingelegt werden oder anhéangig sind (z. B. durch
den Netzbetreiber oder Dritte), ist zwischen den Parteien dieses Vertrages das vom
Netzbetreiber auf Grundlage der rechts- bzw. bestandskréftig festgesetzten Erlésobergrenze
gebildete und riickwirkend angewendete Netznutzungsentgelt ebenso riickwirkend
mafgeblich. Dies kann dazu fiihren, dass Entgelte fiir vorangegangene Zeitraume -
gegebenenfalls nach Beendigung des Vertrages oder der Belieferung der jeweiligen
Marktlokation durch den Lieferanten - nachgefordert oder zurlickgezahlt werden miissen.

6.3.1.3. Ziffer 6.3.1.2 gilt entsprechend bei Rechtsmitteln gegen die Erlésobergrenze der dem
Netz des Netzbetreibers vorgelagerten Netzbetreiber, sofern jene eine riickwirkende Anderung
der Entgelte des vorgelagerten Netzbetreibers zur Folge haben.

6.3.1.4. Ruick- oder Nachzahlungen nach den vorstehenden Ziffern 6.3.1.2 und 6.3.1.3 werden
jeweils mit dem fiir den jeweiligen Zeitraum mafRgeblichen Basiszinssatz gemaR § 247 BGB
verzinst; dies gilt nicht, wenn der Basiszinssatz negativ ist.

6.3.2. Das vom Lieferanten an den Netzbetreiber abzufiihrende Entgelt fir Messstellenbetrieb
und Messung.

Der Netzbetreiber ermittelt dieses Entgelt zum 01.01. eines Kalenderjahres auf Grundlage der
von der zustdndigen Regulierungsbehorde nach MalRgabe des § 21a EnWG i. V. m. der ARegV,
der GasNEV und sonstigen Bestimmungen des EnWG festgelegten und jeweils zum 01.01. eines
Kalenderjahres gemaB §& 4 ARegV angepassten Erlosobergrenze. Der Netzbetreiber
veréffentlicht die jeweils geltende Hohe des Entgelts fiir Messstellenbetrieb und Messung auf
seiner Internetseite.

6.3.3. Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber aufgrund vertraglicher Vereinbarung zu
leistenden  Zahlungen zum Ausgleich der vom Netzbetreiber abzufiihrenden
Konzessionsabgabe.

Die Konzessionsabgabe wird von der jeweiligen Gemeinde bzw. dem jeweiligen Landkreis
gegeniiber dem Netzbetreiber fiir die Einrdumung des Rechts zur Benutzung &ffentlicher
Verkehrswege fiir die Verlegung und den Betrieb von Leitungen, die der unmittelbaren
Versorgung von Letztverbrauchern im Gemeindegebiet mit Energie dienen, erhoben. Die Hohe



der Konzessionsabgabe richtet sich nach dem jeweils zwischen dem Netzbetreiber und der
betreffenden Gemeinde bzw. dem betreffenden Landkreis nach MaRgabe von § 2 der
Konzessionsabgabenverordnung (KAV) vereinbarten Konzessionsabgabensatz.

6.3.4. Die Energiesteuer.

6.3.5. Die den Lieferanten treffenden Belastungen aus dem Kaufvon Emissionszertifikaten nach
dem Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) in ct/kWh (,CO2-Preis“). Soweit und solange
das BEHG Festpreise flir Emissionszertifikate vorsieht (voraussichtlich bis 31.12.2025), umfasst
dieser Preisbestandteil die Mehrkosten, die vom Lieferanten als gesetzlich festgelegter
Festpreis fiir Erdgas fiir den Verbrauch des Kunden gezahlt werden. Der CO2-Preis fallt dabei
nicht auf gegebenenfalls im Lieferumfang (anteilig) enthaltene biogene Brennstoffei.S.d. § 7
Abs. 4 Nr. 2 BEHG i. V. m. EBeV 2030 an. Der Festpreis fiir Emissionszertifikate ist in § 10 Abs. 2
BEHG festgelegt. Er wurde 2021 erstmals erhoben und ist bis zum 31.12.2025 ein jahrlich
steigender Festpreis. Der Lieferant veroffentlicht die jeweils geltende Hohe des Entgelts pro
Emissionszertifikat (dies entspricht der Berechtigung zur Emission einer Tonne Treibhausgasin
Tonnen Kohlendioxidaquivalent im Jahr) in seinen Preisblattern und auf seiner Internetseite.
Die Ermittlung des Kohlendioxiddquivalents, d. h., der Brennstoffemissionen von Erdgas,
aufgrund derer eine Berechnung eines Preises in ct/kWh erméglicht wird, erfolgt nach MaRgabe
derin§ 5EBeV 2030 i. V. m. Anlage 2 festgelegten Berechnungsmethode und Faktoren.

6.3.6. Die vom Lieferanten (an den Bilanzkreisverantwortlichen und von diesem) an den
Marktgebietsverantwortlichen abzufiihrende Gasspeicherumlage gemaR § 35 e EnWG.

Die dem Marktgebietsverantwortlichen im Zusammenhang mit seinen Aufgaben zur
Sicherstellung der Versorgungssicherheit entstehenden Kosten gemafR §§ 35 ¢ und d EnWG
werden gemaR § 35 e EnWG diskriminierungsfrei und in einem transparenten Verfahren auf die
Bilanzkreisverantwortlichen im Marktgebiet umgelegt. Die Gasspeicherumlage wird erstmals
zum 01.10.2022 und bis 31.03.2025 vom Marktgebietsverantwortlichen auf die téglich aus
einem Bilanzkreis ausgespeisten Mengen fiir SLP- und RLM-Marktlokationen erhoben. Die
Gasspeicherumlage wird vom Marktgebietsverantwortlichen jeweils zum 01.01. und 01.07.
eines Jahres angepasst und sechs Wochen vor Beginn des jeweiligen Geltungszeitraums auf der
Internetseite des Marktgebietsverantwortlichen (derzeit www.tradinghub.eu) in der Einheit
Euro/MWh veréffentlicht.

6.4. Wird die Belieferung oder die Verteilung von Gas nach Vertragsschluss mit zusatzlichen, in
den Ziffern 6.2, 6.3 und 6.5 nicht genannten Steuern oder Abgaben belegt, erh6ht sich der das
vom Kunden zu zahlende Entgelt um die hieraus entstehenden Mehrkosten in der jeweils
geltenden Hohe. Satz1 gilt entsprechend, falls die Belieferung oder die Verteilung von Gasnach
Vertragsschluss mit einer hoheitlich auferlegten, allgemein verbindlichen Belastung (d. h.,
keine BuRgelder oder Ahnliches) belegt wird, soweit diese unmittelbaren Einfluss auf die
Kosten fiir die nach diesem Vertrag geschuldeten Leistungen hat. Die Weitergabe in der jeweils
geltenden Hohe nach Satz 1 und 2 fiihrt bei Erstattungen (z. B. in Form negativer Umlagen) zu
einer entsprechenden Entgeltreduzierung. Eine Weiterberechnung erfolgt nicht, soweit die
Mehrkosten nach Hohe und Zeitpunkt ihres Entstehens bereits bei Vertragsschluss konkret
vorhersehbar waren oder die jeweilige gesetzliche Regelung der Weiterberechnung
entgegensteht. Eine Weiterberechnung ist auf die Mehrkosten beschrankt, die nach dem Sinn
und Zweck der gesetzlichen Regelung dem einzelnen Vertragsverhaltnis (z. B. nach Kopf oder
nach Verbrauch) zugeordnet werden kénnen. Eine Weiterberechnung erfolgt ab dem Zeitpunkt
der Entstehung der Mehrkosten. Der Kunde wird {iber eine solche Weiterberechnung spatestens
mit der Rechnungsstellung informiert.

6.5. Zusétzlich fallt auf die Preisbestandteile nach Ziffern 6.2 und 6.3 sowie etwaige zukiinftige
Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen nach Ziffer 6.4 die
Umsatzsteuer in der jeweils geltenden Hohe an. Die derzeitige Hohe der Umsatzsteuer ergibt
sich aus dem Preisblatt.

6.6. Der Lieferant teilt dem Kunden die jeweils geltende Hohe eines nach Ziffer 6.3, 6.4 und 6.5
zu zahlenden Preisbestandteils auf Anfrage mit.

6.7 Der Lieferant ist verpflichtet, den Grundpreis und den Arbeitspreis nach Ziffer 6.2 - nicht
hingegen die gesondert in der jeweils geltenden Hohe an den Kunden weitergegebenen
Preisbestandteile nach Ziffern 6.3 und 6.5 sowie etwaige zukiinftige Steuern, Abgaben und
sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen nach Ziffer 6.4 durch einseitige
Leistungsbestimmung nach billigem Ermessen gemal § 315 BGB anzupassen (Erhéhungen
oder Senkungen). Die gesonderte Weitergabe fiir den Preisbestandteil nach Ziffer 6.3.5 endet,
wenn das BEHG keine Festpreise mehr vorsieht (voraussichtlich am 31.12.2025); der
Preisbestandteil findet dann im Rahmen der einseitigen Leistungsbestimmung durch den
Lieferanten nach dieser Ziffer 6.7 Berlicksichtigung. Anlass fiir eine solche Preisanpassung ist
ausschlieRlich eine Anderung der in Ziffer 6.2 genannten Kosten. Der Lieferant tiberwacht
fortlaufend die Entwicklung dieser Kosten. Der Umfang einer solchen Preisanpassungist auf die
Verdnderung der Kosten nach Ziffer 6.2 seit der jeweils vorhergehenden Preisanpassung nach
dieser Ziffer 6.7 bzw. - sofern noch keine Preisanpassung nach dieser Ziffer 6.7 erfolgt ist - seit
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der Konzessionsabgabe richtet sich nach dem jeweils zwischen dem Netzbetreiber und der
betreffenden Gemeinde bzw. dem betreffenden Landkreis nach MaBgabe von § 2 der
Konzessionsabgabenverordnung (KAV) vereinbarten Konzessionsabgabensatz.

6.3.4. Die Energiesteuer.

6.3.5. Die den Lieferanten treffenden Belastungen aus dem Kaufvon Emissionszertifikatennach
dem Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) in ct/kWh (,,CO2-Preis*). Soweit und solange
das BEHG Festpreise fiir Emissionszertifikate vorsieht (voraussichtlich bis 31.12.2025), umfasst
dieser Preisbestandteil die Mehrkosten, die vom Lieferanten als gesetzlich festgelegter
Festpreis fiir Erdgas flir den Verbrauch des Kunden gezahlt werden. Der CO2-Preis fallt dabei
nicht auf gegebenenfalls im Lieferumfang (anteilig) enthaltene biogene Brennstoffei.S.d. § 7
Abs. 4 Nr. 2 BEHG i. V. m. EBeV 2030 an. Der Festpreis fiir Emissionszertifikate ist in § 10 Abs. 2
BEHGfestgelegt. Erwurde 2021 erstmals erhoben und ist voraussichtlich bis zum 31.12.2025 ein
jahrlich steigender Festpreis. Der Lieferant veroffentlicht die jeweils geltende Hohe des Entgelts
pro Emissionszertifikat (dies entspricht der Berechtigung zur Emission einer Tonne
Treibhausgasin Tonnen Kohlendioxiddquivalentim Jahr) in seinen Preisblatternund auf seiner
Internetseite. Die Ermittlung des Kohlendioxidaquivalents, d. h., der Brennstoffemissionen von
Erdgas, aufgrund derer eine Berechnung eines Preises in ct/kWh erméglicht wird, erfolgt nach
MaRgabederin § 5EBeV 2030i. V. m. Anlage 2 festgelegten Berechnungsmethode und Faktoren.

6.3.6. Die vom Lieferanten (an den Bilanzkreisverantwortlichen und von diesem) an den
Marktgebietsverantwortlichen abzufiihrende Gasspeicherumlage gemaf § 35 e EnWG.

Die dem Marktgebietsverantwortlichen im Zusammenhang mit seinen Aufgaben zur
Sicherstellung der Versorgungssicherheit entstehenden Kosten gemaR §§ 35 c und d EnWG
werden geméaR § 35 e EnWG diskriminierungsfrei und in einem transparenten Verfahren auf die
Bilanzkreisverantwortlichen im Marktgebiet umgelegt. Die Gasspeicherumlage wird erstmals
zum 01.10.2022 und bis 31.03.2027 vom Marktgebietsverantwortlichen auf die taglich aus
einem Bilanzkreis ausgespeisten Mengen flir SLP- und RLM-Marktlokationen erhoben. Die
Gasspeicherumlage wird vom Marktgebietsverantwortlichen jeweils zum 01.01. und 01.07.
eines Jahres angepasst und sechs Wochen vor Beginn des jeweiligen Geltungszeitraums auf der
Internetseite des Marktgebietsverantwortlichen (derzeit www.tradinghub.eu) in der Einheit
Euro/MWh veroffentlicht.

6.4. Fiir gewerbliche Verbraucher gilt: Soweit das Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG)
keine Festpreise fiir den Kauf von Emissionszertifikaten mehr vorsieht (voraussichtlich ab
01.01.2026), entfallt die Weitergabe nach Ziffer 6.3.5. Ab diesem Zeitpunkt und soweit und
solange § 10 Abs. 2 Satz 4 BEHG einen Preiskorridor mit einem Mindestpreis und einem
Haéchstpreis pro Emissionszertifikat festlegt (voraussichtlich bis zum 31.12.2026), zahlt der
Kunde zusatzlich einen Preis fir den Kauf von Emissionszertifikaten nach dem
Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) in ct/kWh (,,CO2-Preis“). Dieser Preisbestandteil
bestimmt sich nach dem jeweiligen Hochstpreis des Preiskorridors nach§ 10 Abs. 2 Satz4 BEHG
pro Emissionszertifikat. Der CO2-Preis fallt dabei nicht auf gegebenenfalls im Lieferumfang
enthaltenebiogene Brennstoffei. S. d. § 7Abs. 4Nr. 2 BEHG i. V.m. EBeV 2030 an. Die Ermittlung
des Kohlendioxidaquivalents, d. h. der Brennstoffemissionen von Erdgas, aufgrund derer eine
Berechnung eines Preises in ct/kWh erméglicht wird, erfolgt nach MalRgabe der in § 5 EBeV 2030
i.V.m. Anlage 2 festgelegten Berechnungsmethode und Faktoren.

6.5. Wird die Belieferung oder die Verteilung von Gas nach Vertragsschluss mit zusatzlichen,
in den Ziffern 6.2, 6.3 6.4 und 6.6 nicht genannten Steuern oder Abgaben belegt, erhoht sich das
vom Kunden zu zahlende Entgelt um die hieraus entstehenden Mehrkosten in der jeweils
geltendenHohe. Satz1 gilt entsprechend, falls die Belieferung oder die Verteilung von Gasnach
Vertragsschluss mit einer hoheitlich auferlegten, allgemein verbindlichen Belastung (d. h.,
keine BuRgelder oder Ahnliches) belegt wird, soweit diese unmittelbaren Einfluss auf die
Kosten fiir die nach diesem Vertrag geschuldeten Leistungen hat. Die Weitergabe in der jeweils
geltenden Hohe nach Satz 1 und 2 fiihrt bei Erstattungen (z. B. in Form negativer Umlagen) zu
einer entsprechenden Entgeltreduzierung. Eine Weiterberechnung erfolgt nicht, soweit die
Mehrkosten nach Héhe und Zeitpunkt ihres Entstehens bereits bei Vertragsschluss konkret
vorhersehbar waren oder die jeweilige gesetzliche Regelung der Weiterberechnung entgegen-
steht. Eine Weiterberechnung ist auf die Mehrkosten beschrénkt, die nach dem Sinn und Zweck
der gesetzlichen Regelung dem einzelnen Vertragsverhdltnis (z. B. nach Kopf oder nach
Verbrauch) zugeordnet werden kénnen. Eine Weiterberechnung erfolgt ab dem Zeitpunkt der
Entstehung der Mehrkosten. Der Kunde wird liber eine solche Weiterberechnung spatestens mit
der Rechnungsstellung informiert.

6.6. Zusatzlich fallt auf die Preisbestandteile nach Ziffern 6.2, 6.3 und 6.4 sowie etwaige
zukiinftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen nach Ziffer 6.5 die
Umsatzsteuer in der jeweils geltenden Hohe an. Die derzeitige Hohe der Umsatzsteuer ergibt
sich aus dem Preisblatt.

6.7. Der Lieferant teilt dem Kunden die bei Belieferung jeweils geltende Hohe eines nach Ziffer
6.3 bis 6.6 zu zahlenden Preisbestandteils auf Anfrage mit.

6.8. Der Lieferant ist verpflichtet, den Grundpreis und den Arbeitspreis nach Ziffer 6.2 - nicht
hingegen die gesondert in der jeweils geltenden Hohe an den Kunden weitergegebenen
Preisbestandteile nach Ziffern 6.3, 6.4 und 6.6 sowie etwaige zukiinftige Steuern, Abgaben und
sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen nach Ziffer 6.5 - durch einseitige
Leistungsbestimmung nach billigem Ermessen gemaR § 315 BGB anzupassen (Erhéhungen
oder Senkungen). Anlass fiir eine solche Preisanpassung ist grundsatzlich ausschlieflich eine
Anderung der in Ziffer 6.2 genannten Kosten. Fiir private Verbraucher gilt: Die gesonderte
Weitergabe fiir den Preisbestandteil nach Ziffer 6.3.5 endet, wenn das BEHG keine Festpreise
mehrvorsieht (voraussichtlicham31.12.2025); der Preisbestandteil findet dann im Rahmen der
einseitigen Leistungsbestimmung durch den Lieferanten nach dieser Ziffer 6.8
Beriicksichtigung. Fiir gewerbliche Verbraucher gilt: Zusatzlich werden die Kosten
berticksichtigt, die dem Lieferanten aus dem Kauf von Emissionszertifikaten entstehen, sobald
eine gesonderte Weitergabe dieser Kosten nach Ziffer 6.3.5 bzw. nach Ziffer 6.4 nicht mehr



der erstmaligen Tarifkalkulation nach Ziffer 6.2 bis zum Zeitpunkt des geplanten
Wirksamwerdens der aktuellen Preisanpassung beschrankt. Kostensteigerungen und
Kostensenkungen sind bei jeder Preisanpassung gegenlaufig zu saldieren. Die einseitige
Leistungsbestimmung des Lieferanten nach billigem Ermessen bezieht sich auch auf die
jeweiligen Zeitpunkte einer Preisanpassung; diese sind so zu wéhlen, dass Kostensenkungen
nicht nach fir den Kunden ungiinstigeren MaRstdben Rechnung getragen werden als
Kostenerhohungen, also Kostensenkungen mindestens in gleichem Umfang preiswirksam
werden wie Kostenerhohungen. Der Kunde hat gemaR § 315 Abs. 3 BGB das Recht, die
Ausiibung des billigen Ermessens des Lieferanten gerichtlich iiberpriifen zu lassen. Anderungen
von Grundpreis und Arbeitspreis nach dieser Ziffer 6.7 sind nur zum Monatsersten méglich.
Preisanpassungen werden nur wirksam, wenn der Lieferant dem Kunden die Anderungen
spatestens einen Monat vor dem geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilt. In diesem Fall
hatder Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist zum Zeitpunkt des
Wirksamwerdens der Preisanpassung zu kiindigen. Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten in
der Mitteilung gesondert hingewiesen.

6.8. Informationen iber aktuelle Produkte (insbesondere gebiindelte Produkte bzw.
Leistungen) und Tarife erhalt der Kunde unter der Tel.-Nr. 0202 569-5100 oder im Internet unter
www.wsw-online.de.

7. Anderungen des Vertrages

Die Regelungen des Vertrages beruhen auf den gesetzlichen und sonstigen
Rahmenbedingungen zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses (z. B. EnWG, GasGVV, GasNZV,
MsbG, MessEG und MessEV, hochstrichterliche Rechtsprechung, Festlegungen und Beschliisse
der BNetzA). Das vertragliche Aquivalenzverhiltnis kann nach Vertragsschluss durch
unvorhersehbare Anderungen der gesetzlichen oder sonstigen Rahmenbedingungen (z. B.
durch Gesetzesanderungen, sofern deren konkreter Inhalt nicht bereits - etwa in der Phase
zwischen dem Abschluss des formlichen Gesetzgebungsverfahrens und dem Inkrafttreten -
absehbarwar),die der Lieferant nicht veranlasst und auf die erauch keinen Einfluss hat,in nicht
unbedeutendem MaRe gestort werden. Ebenso kann nach Vertragsschluss eine im Vertrag
entstandene Liicke nicht unerhebliche Schwierigkeiten bei der Durchfiihrung des Vertrages
entstehen lassen (etwa wenn die Rechtsprechung eine Klausel fiir unwirksam erklart), die nur
durch eine Anpassung oder Erganzung zu beseitigen sind. In solchen Fallen ist der Lieferant
verpflichtet, den Vertrag - mit Ausnahme des Entgelts - unverziglich insoweit anzupassen
und/oder zu ergénzen, als es die Wiederherstellung des Aquivalenzverhiltnisses von Leistung
und Gegenleistung und/oder der Ausgleich entstandener Vertragsliicken zur zumutbaren Fort-
und Durchfiihrung des Vertragsverhédltnisses erforderlich macht (z. B. mangels gesetzlicher
Uberleitungsbestimmungen). Anpassungen des Vertrages nach dieser Ziffer sind nur zum
Monatsersten maéglich. Die Anpassung wird nur wirksam, wenn der Lieferant dem Kunden die
Anpassung spatestens einen Monat vor dem geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilt. Ist
der Kunde mit der mitgeteilten Vertragsanpassung nicht einverstanden, hat er das Recht, den
Vertrag ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist zu kiindigen. Hierauf wird der Kunde vom
Lieferanten in der Mitteilung gesondert hingewiesen.
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moglich ist. Fiir alle gilt: Der Lieferant tiberwacht fortlaufend die Entwicklung dieser Kosten.
Der Umfang einer solchen Preisanpassung ist auf die Verdnderung der Kosten nach Ziffer 6.2
seit der jeweils vorhergehenden Preisanpassung nach dieser Ziffer 6.8 bzw. - sofern noch keine
Preisanpassung nach dieser Ziffer 6.8 erfolgt ist - seit der erstmali-gen Tarifkalkulation nach
Ziffer 6.2 bis zum Zeitpunkt des geplanten Wirksamwerdens der aktuellen Preisanpassung
beschrankt. Kostensteigerungen und Kostensenkungen sind bei jeder Preisanpassung
gegenlaufig zu saldieren. Die einseitige Leistungsbestimmung des Lieferanten nach billigem
Ermessen bezieht sich auch auf die jeweiligen Zeitpunkte einer Preisanpassung; diese sind so
zu wahlen, dass Kostensenkungen nicht nach fiir den Kunden ungiinstigeren MaRstaben
Rechnung getragen werden als Kostenerhéhungen, also Kostensenkungen mindestens in
gleichem Umfang preiswirksam werden wie Kostenerhohungen. Der Kunde hat gemaR § 315
Abs. 3 BGB das Recht, die Ausiibung des billigen Ermessens des Lieferanten gerichtlich
liberpriifen zu lassen. Anderungen des Grundpreises und des Arbeitspreises nach dieser Ziffer
6.8 sind nur zum Monatsersten moglich. Preisanpassungen werden nur wirksam, wenn der
Lieferant dem Kunden die Anderungen spatestens einen Monat vor dem geplanten
Wirksamwerden in Textform mitteilt. In diesem Fall hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne
Einhaltung einer Kiindigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Preisanpassung zu
kiindigen. Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten in der Mitteilung gesondert hingewiesenen.

6.9. Informationen Uber aktuelle Produkte (insbesondere gebiindelte Produkte bzw.
Leistungen) und Tarife erhélt der Kunde unter Tel. 0202 569-5100 oder im Internet unter
www.wsw-online.de.

7. Anderungen des Vertrages

Die Regelungen des Vertrages beruhen auf den gesetzlichen und sonstigen
Rahmenbedingungen zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses (z. B. EnWG, GasGVV, GasNZV,
MsbG, MessEG und MessEV, hochstrichterliche Rechtsprechung, Festlegungen und Beschliisse
der BNetzA). Das vertragliche Aquivalenzverhdltnis kann nach Vertragsschluss durch
unvorhersehbare Anderungen der gesetzlichen oder sonstigen Rahmenbedingungen (z. B.
durch Gesetzesanderungen, sofern deren konkreter Inhalt nicht bereits - etwa in der Phase
zwischen dem Abschluss des formlichen Gesetzgebungsverfahrens und dem Inkrafttreten -
absehbarwar), die der Lieferant nicht veranlasst und aufdie er auch keinen Einfluss hat,innicht
unbedeutendem MaRe gestért werden. Ebenso kann nach Vertragsschluss eine im Vertrag
entstandene Licke nicht unerhebliche Schwierigkeiten bei der Durchfiihrung des Vertrages
entstehen lassen (etwa wenn die Rechtsprechung eine Klausel fiir unwirksam erklart), die nur
durch eine Anpassung oder Ergénzung zu beseitigen sind. In solchen Féllen ist der Lieferant
verpflichtet, den Vertrag - mit Ausnahme des Entgelts - unverziiglich insoweit anzupassen
und/oder zu ergénzen, als es die Wiederherstellung des Aquivalenzverhiltnisses von Leistung
und Gegenleistung und/oder der Ausgleich entstandener Vertragsliicken zur zumutbaren Fort-
und Durchfiihrung des Vertragsverhaltnisses erforderlich macht (z. B. mangels gesetzlicher
Uberleitungsbestimmungen). Anpassungen des Vertrages nach dieser Ziffer sind nur zum
Monatsersten moglich. Die Anpassung wird nur wirksam, wenn der Lieferant dem Kunden die
Anpassung spatestens einen Monat vor dem geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilt. Ist
der Kunde mit der mitgeteilten Vertragsanpassung nicht einverstanden, hat er das Recht, den
Vertrag ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist zu kiindigen. Hierauf wird der Kunde vom
Lieferanten in der Mitteilung gesondert hingewiesen.

8. Bonuszahlungen
8.1 Sieht der vom Kunden gewahlte Tarif einen Bonus vor (bonusfahiger Tarif), so richtet sich
dessen Gewahrung nach den nachfolgenden Regelungen.

8.2 Sofern ein ,,Neukundenbonus“ zugesagt wurde, wird dem Kunden nach Ablauf des ersten
Belieferungsjahres eine Gutschrift in der zugesagten Hohe mit der dann folgenden Rechnung
gewahrt und zugunsten des Kunden verrechnet. Ein Anspruch auf Gewdhrung eines
»Neukundenbonus“ besteht nicht, wenn der Kunde an einer Verbrauchsstelle in den letzten 6
Monaten vor der erneuten Beauftragung bereits durch den Lieferanten beliefert wurde.

8.3 Sofern ein ,Wupperbonus* fiir Bestandskunden zugesagt wurde, wird dem Kunden nach
Ablauf des ersten Belieferungsjahres nach Tarifwechsel eine Gutschrift in der zugesagten Héhe
fiir den bonusfahigen Tarif mit der dann folgenden Rechnung gewahrt und zugunsten des
Kunden verrechnet. Ein Anspruch auf Gewahrung eines ,Wupperbonus* besteht nicht, wenn
der Kunde an einer Verbrauchsstelle in den letzten 6 Monaten vor der erneuten Beauftragung
noch nicht durch den Lieferanten beliefert wurde oder bereits einen Neukunden- oder
Wupperbonus erhalten hat.

8.4 Sofern eine der Bonusvarianten aus Ziffer 8.2 oder 8.3 als prozentualer Bonus zugesagt
wurde, gilt zusatzlich: Wechselt der Kunde wahrend des ersten Belieferungsjahresineinennicht
bonusfahigen Tarif, wird der Bonus zeitanteilig gewahrt. Ein Anspruch auf Gewahrung eines
Bonus besteht nicht fiir den Zeitraum in einem nicht bonusfahigen Tarif innerhalb des ersten
Belieferungsjahres oder wenn vor dem vertraglich vereinbarten Auszahlungszeitpunkt das
Vertragsverhaltnis aus vom Kunden zu vertretenden Griinden beendet wurde. Die Hohe des
Bonus wird auf Basis der vertraglich zugesagten Preisbestandteile und des Gasverbrauchs des
Kunden im ersten Belieferungsjahr rechnerisch ermittelt, auch wenn dieser sich auf mehrere
Abrechnungszeitraume erstreckt. Beispiel: Das Belieferungsjahr beginnt am 01.07.2024 und
endet am 30.06.2025. Der Abrechnungsturnus ist jahrlich im Dezember. Der Bonus wird nach
Ablauf des ersten Belieferungsjahres mit der dann folgenden Rechnung im Dezember 2025
gewahrt und beinhaltet den fiir den Bonus relevanten Verbrauch im Zeitraum vom 01.07.2024
bis 30.06.2025.

8.5Sofern ein ,Sofortbonus*fiir Neukunden oder Bestandskunden zugesagt wurde, wird dieser
nach 60 Tagen ab Lieferbeginn/Tarifwechsel in der zugesagten Hohe féllig und mit dem
nachsten Zahlungstermin an den Kunden ausgezahlt, sofern eine Bankverbindung fiir
Auszahlungen vorliegt. Ansonsten erfolgt die Verrechnung mit der nachsten Abrechnung. Ein
Anspruch auf Gewahrung eines ,Sofortbonus* besteht nicht, wenn der Vertrag nicht zustande
gekommen ist, das Vertragsverhaltnis zum Zeitpunkt der Bonus-Falligkeit nicht mehr besteht
oder bereits ein Sofortbonus gewahrt wurde.
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8. Einstellung der Lieferung/Fristlose Kiindigung/Sonderkiindigungsrecht bei Einbau
intelligentes Messsystem oder registrierende Leistungsmessung

8.1. Der Lieferant ist berechtigt, die Lieferung sofort einzustellen und die Anschlussnutzung
durch den zustandigen Netzbetreiber unterbrechen zu lassen, wenn der Kunde in nicht
unerheblichem MaRe schuldhaft Gas unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der
Messeinrichtungen verwendet (,Energiediebstahl“) und die Unterbrechung zur Verhinderung
einer weiteren unberechtigten Energieentnahme erforderlich ist.

8.2. Bei Zahlungsverzug des Kunden in Hohe des Doppelten der rechnerisch auf den laufenden
Kalendermonat entfallenden Abschlags- oder Vorauszahlung, mindestens aber mit € 100,00
inklusive Mahn- und Inkassokosten, ist der Lieferant ebenfalls berechtigt, die Lieferung
einzustellen und die Anschlussnutzung durch den zustandigen Netzbetreiber unterbrechen zu
lassen. Bei der Berechnung des jeweils fiir den Verzug malgeblichen Betrages bleiben nicht
titulierte Forderungen auer Betracht, dieder Kunde schliissig beanstandet hat oder die wegen
einer Vereinbarung zwischen Lieferant und Kunden noch nicht féllig sind, oder die aus einer
streitigen und noch nicht rechtskraftig entschiedenen Preiserhdhung des Lieferanten
resultieren. Die Unterbrechung unterbleibt, wenn die Folgen der Unterbrechung aufer
Verhaltnis zur Schwere des Zahlungsverzuges stehen, oder der Kunde darlegt, dass
hinreichende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen vollumfanglich nachkommt.
Dem Kunden wird die Unterbrechung spatestens vier Wochen vorher angedroht und die
Beauftragung des Netzbetreibers mit der Unterbrechung der Anschlussnutzung acht Werktage
vorher durch briefliche Mitteilung, unter Angabe des Zeitpunkts der Auftragserteilung
angekiindigt. Der Lieferant wird den Netzbetreiber zu dem in der Ankiindigung genannten
Zeitpunkt beauftragen, die Anschlussnutzung zu unterbrechen, wofiir der Netzbetreiber nach
den Vorgaben des Lieferantenrahmenvertrages Gas (Anlage 3 zur KoV 12) sechs weitere
Werktage Zeit hat. Der Kunde wird den Lieferanten auf etwaige Besonderheiten, die einer
Unterbrechung zwingend entgegenstehen, unverziiglich hinweisen.

8.3. Der Gesetzgeber hat mit § 118b EnWG ein befristetes gesetzliches Recht zur Versorgungs-
unterbrechung gegentiiber Haushaltskunden nach § 3 Nr. 22 EnWG eingefiihrt, das derzeit bis
zum 30.04.2024 gilt und dem vertraglichen Recht zur Versorgungsunterbrechung nach Ziffer 8.2
fiir diese Kunden vorgeht. Nach § 118b EnWG ist eine Versorgungsunterbrechung vier Wochen
nach vorheriger Androhung moglich, wenn der Kunde seiner Zahlungsverpflichtung trotz
Mahnung nicht nachkommt. Dem Kunden ist nach § 118b Abs. 7 EnWG vor der
Versorgungsunterbrechung insbesondere der Abschluss einer Abwendungsvereinbarung, zur
Vermeidung der Versorgungsunterbrechung, anzubieten. Die Regelung zur Unterbrechung und
zur Wiederherstellung der Anschlussnutzung aufgrund von Zahlungsverzug nach Ziffer 8.2 sind
fiir die Dauer der Wirksamkeit des § 118b EnWG gegeniiber Haushaltskunden ausgesetzt.

8.4. Die Kosten der Unterbrechung sowie der Wiederherstellung der Belieferung sind vom
Kunden zu ersetzen. Der Lieferant stellt dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten
pauschal gemaR Ziffer 18 in Rechnung. Dies gilt nicht fiir AuRensperrungen, die Kosten einer
solchen Sperrung werden nach tatséchlichem Aufwand in Rechnung gestellt. Die pauschale
Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein und darf die nach dem gewdhnlichen Lauf der
Dinge zu erwartenden Kosten nicht Ubersteigen. Die Belieferung wird unverziglich
wiederhergestellt, wenn die Griinde fiir die Unterbrechung entfallen und die Kosten der
Unterbrechung und Wieder-herstellung bezahlt sind; sofern keine Barzahlung erfolgt, bleibt es
dem Kunden zur Verkiirzung der Unterbrechungszeit auch bei einer erteilten
Einzugsermachtigung unbenommen, die Kosten der Unterbrechung und Wiederherstellung
unverziiglich mittels Uberweisung zu zahlen. Fiir private Verbraucher gilt: Auf Verlangen des
Kunden ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen.

8.5. Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist gekindigt und die
Lieferung eingestellt werden. Der Lieferant muss den Kunden unverziglich beim zusténdigen
Verteilnetzbetreiber abmelden. Soweit die Entnahmen des Kunden im Falle einer
auBerordentlichen Kiindigung des Lieferanten trotz der Abmeldung (etwa wegen
Bearbeitungsfristen des Netzbetreibers, Prozessfristen aus den Festlegungen der BNetzA zu
Lieferantenwechselprozessen) Uber den Zeitpunkt der Vertragsbeendigung hinaus dem
Lieferanten bilanziell zugeordnet werden, ohne dass der Lieferant dafiir einen Ausgleich erhalt
(z. B.im Rahmen der Mehr- oder Mindermengenabrechnung des Netzbetreiber), schuldet der
Kundefiir diese fortwahrende Belieferung das Entgelt nach diesem Vertrag. Einwichtiger Grund
liegt insbesondere vor im Fall eines Energiediebstahls nach Ziffer 8.1, oder im Fall eines
Zahlungsverzuges unter den Voraussetzungen der Ziffer 8.2 Satz1und 2. Im letztgenannten Fall
ist dem Kunden die Kiindigung mindestens zwei Wochen vorher anzudrohen. Fiir private
Verbraucher gilt zusatzlich: Die Kiindigung unterbleibt in diesem Fall, wenn die Folgen der
Kiindigung auBer Verhdltnis zur Schwere des Zahlungsverzugs stehen, oder wenn der Kunde
darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen vollumfénglich
nachkommt.

8.6. Ein wichtiger Grund liegt auch vor, wenn ein Zwangsvollstreckungsverfahren gegen das
gesamte Vermdgen der anderen Partei oder eines wesentlichen Teils dieses Vermogens
eingeleitet wurde.

8.7. Fuir den Lieferanten liegt ein wichtiger Grund weiterhin vor, wenn der Kunde ganz oder
teilweise eine geschuldete Vorauszahlung und/oder vereinbarte Sicherheit nicht leistet und
seiner Pflicht nicht innerhalb einer vom Lieferanten daraufhin gesetzten Frist von zwei Wochen
nachkommt. Die Fristsetzung erfolgt in einer weiteren Zahlungsaufforderung des Lieferanten
mit Kiindigungsandrohung.
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8.6 Sofern offene Forderungen gegeniiber dem Kunden bestehen, behlt sich der Lieferant die
Verrechnung mit einem Bonus vor.

9. Einstellung der Lieferung/Fristlose Kiindigung/Sonderkiindigungsrecht bei Einbau
intelligentes Messsystem oder registrierende Leistungsmessung

9.1. Der Lieferant ist berechtigt, die Lieferung sofort einzustellen und die Anschlussnutzung
durch den zustdndigen Netzbetreiber unterbrechen zu lassen, wenn der Kunde in nicht
unerheblichem MaRe schuldhaft Gas unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der
Messeinrichtungen verwendet (,Energiediebstahl“) und die Unterbrechung zur Verhinderung
einer weiteren unberechtigten Energieentnahme erforderlich ist.

9.2. Bei Zahlungsverzug des Kunden in Hohe des Doppelten der rechnerisch auf den laufenden
Kalendermonat entfallenden Abschlags- oder Vorauszahlung, mindestens aber mit € 100,00
inklusive Mahn- und Inkassokosten, ist der Lieferant ebenfalls berechtigt, die Lieferung
einzustellen und die Anschlussnutzung durch den zusténdigen Netzbetreiber unterbrechen zu
lassen. Bei der Berechnung des jeweils fiir den Verzug maRgeblichen Betrages bleiben nicht
titulierte Forderungen aufer Betracht, die der Kunde schliissig beanstandet hat oder die wegen
einer Vereinbarung zwischen Lieferant und Kunden noch nicht fallig sind, oder die aus einer
streitigen und noch nicht rechtskraftig entschiedenen Preiserhdhung des Lieferanten
resultieren. Die Unterbrechung unterbleibt, wenn die Folgen der Unterbrechung aufer
Verhéltnis zur Schwere des Zahlungsverzuges stehen, oder der Kunde darlegt, dass
hinreichende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen vollumfanglich nachkommt.
Dem Kunden wird die Unterbrechung spatestens vier Wochen vorher angedroht und die
Beauftragung des Netzbetreibers mit der Unterbrechung der Anschlussnutzung acht Werktage
vorher durch briefliche Mitteilung, unter Angabe des Zeitpunkts der Auftragserteilung
angekiindigt. Der Lieferant wird den Netzbetreiber zu dem in der Ankiindigung genannten
Zeitpunkt beauftragen, die Anschlussnutzung zu unterbrechen, wofiir der Netzbetreiber nach
den Vorgaben des Lieferantenrahmenvertrages Gas (Anlage 3 zur KoV 12) sechs weitere
Werktage Zeit hat. Der Kunde wird den Lieferanten auf etwaige Besonderheiten, die einer
Unterbrechung zwingend entgegenstehen, unverziiglich hinweisen.

9.3. Der Gesetzgeber plant derzeit, ein gesetzliches Recht zur Versorgungsunterbrechung
gegeniiber Haushaltskunden nach § 3 Nr. 22 EnWG in einem neuen § 41f EnWG-E einzufiihren.
Danach ist eine Versorgungsunterbrechung vier Wochen nach vorheriger Androhung méglich,
wenn der Kunde seiner Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung nicht nachkommt.
Gegebenenfalls ist dem Kunden vor der Versorgungsunterbrechung u. a. der Abschluss einer
Abwendungsvereinbarung, zur Vermeidung der Versorgungsunterbrechung, anzubieten. Die
Regelungen zur Unterbrechung und zur Wiederherstellung der Anschlussnutzung aufgrund von
Zahlungsverzug nach Ziffer 9.2 sind fir die Dauer der Wirksamkeit einer abweichenden
gesetzlichen Regelung gegeniiber Haushaltskunden in dem Umfang ausgesetzt, in dem diese
abweichende Regelungen trifft.

9.4. Die Kosten der Unterbrechung sowie der Wiederherstellung der Belieferung sind vom
Kunden zu ersetzen. Der Lieferant stellt dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten
pauschal gemaR Ziffer 19 in Rechnung. Dies gilt nicht fiir AuRensperrungen, die Kosten einer
solchen Sperrung werden nach tatsachlichem Aufwand in Rechnung gestellt. Die pauschale
Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein und darf die nach dem gew&hnlichen Lauf der
Dinge zu erwartenden Kosten nicht Ubersteigen. Die Belieferung wird unverziiglich
wiederhergestellt, wenn die Griinde fiir die Unterbrechung entfallen und die Kosten der
Unterbrechung und Wiederherstellung bezahlt sind; sofern keine Barzahlung erfolgt, bleibt es
dem Kunden zur Verkiirzung der Unterbrechungszeit auch bei einer erteilten
Einzugserméachtigung unbenommen, die Kosten der Unterbrechung und Wiederherstellung
unverziiglich mittels Uberweisung zu zahlen. Fiir private Verbraucher gilt: Auf Verlangen des
Kunden ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen.

9.5. Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist gekiindigt und die
Lieferung eingestellt werden. Der Lieferant muss den Kunden unverziiglich beim zustéandigen
Verteilnetzbetreiber abmelden. Soweit die Entnahmen des Kunden im Falle einer
aulerordentlichen Kiindigung des Lieferanten trotz der Abmeldung (etwa wegen
Bearbeitungsfristen des Netzbetreibers, Prozessfristen aus den Festlegungen der BNetzA zu
Lieferantenwechselprozessen) lber den Zeitpunkt der Vertragsbeendigung hinaus dem
Lieferanten bilanziell zugeordnet werden, ohne dass der Lieferant dafiir einen Ausgleich erhalt
(z. B.im Rahmen der Mehr- oder Mindermengenabrechnung des Netzbetreiber), schuldet der
Kundefiir diese fortwahrende Belieferung das Entgelt nach diesem Vertrag. Ein wichtiger Grund
liegt insbesondere vor im Fall eines Energiediebstahls nach Ziffer 9.1, oder im Fall eines
Zahlungsverzuges unter den Voraussetzungen der Ziffer 9.2 Satz1und 2. Im letztgenannten Fall
ist dem Kunden die Kiindigung mindestens zwei Wochen vorher anzudrohen. Fiir private
Verbraucher gilt zusatzlich: Die Kiindigung unterbleibt in diesem Fall, wenn die Folgen der
Kiindigung auBer Verhaltnis zur Schwere des Zahlungsverzugs stehen, oder wenn der Kunde
darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen vollumfénglich
nachkommt. Ein wichtiger Grund liegt auch vor, wenn ein Zwangsvollstreckungsverfahren
gegen das gesamte Vermodgen der anderen Partei oder eines wesentlichen Teils dieses
Vermogens eingeleitet wurde.

9.6. Ein wichtiger Grund liegt auch vor, wenn ein Zwangsvollstreckungsverfahren gegen das
gesamte Vermdgen der anderen Partei oder eines wesentlichen Teils dieses Vermogens
eingeleitet wurde.

9.7. Fiir den Lieferanten liegt ein wichtiger Grund weiterhin vor, wenn der Kunde ganz oder
teilweise eine geschuldete Vorauszahlung und/oder vereinbarte Sicherheit nicht leistet und
seiner Pflicht nicht innerhalb einer vom Lieferanten daraufhin gesetzten Frist von zwei Wochen
nachkommt. Die Fristsetzung erfolgt in einer weiteren Zahlungsaufforderung des Lieferanten
mit Kiindigungsandrohung.



8.8. Dariiber hinaus ist der Lieferant berechtigt, diesen Vertrag bei Vorliegen einer den Kunden
betreffenden negativen Auskunft der SCHUFA, Regis24 oder der Creditreform insbesondere zu
folgenden Punkten aufRerordentlich zu kiindigen: erfolglose Zwangsvollstreckung, erfolglose
Pfandung, eidesstattliche Versicherung zum Vermogen, Restschuldbefreiung.

8.9. Der Lieferantist berechtigt, den Vertrag, abweichend von Ziffer 6 des Auftragsformulars, bei
einem bevorstehenden Ersteinbau eines intelligenten Messsystems oder einer registrierenden
Leistungsmessung mit einer Frist von zwei Monaten auf den angekiindigten Zeitpunkt des
Einbaus zu kiindigen. Der Lieferant wird dem Kunden in diesem Fall mit der Kiindigung ein
Angebot fiir den Abschluss eines neuen Energieliefervertrags unterbreiten.

8.10. Die Ziffern 8.6 bis 8.9 gelten nur gewerbliche Verbraucher.

9. Haftung

9.1. Der Lieferant haftet bei schuldhafter vertraglicher Pflichtverletzung (z. B. bei Nichterfiillung
der Lieferpflicht oder ungenauer oder verspateter Abrechnung) fiir dadurch entstandene
Schaden nach MaRgabe von Ziffern 9.2 bis 9.6.

9.2. Anspriiche wegen Schédden durch Unterbrechung oder bei UnregelmafRigkeiten in der
Gasversorgung sind, soweit es sich um Folgen einer Stérung des Netzbetriebes einschlieBlich
des Netzanschlusses handelt, gegeniiber dem Netzbetreiber geltend zu machen.

9.3. Der Lieferant wird auf Wunsch des Kunden unverziiglich Uber die mit der
Schadensverursachung zusammenhédngenden Tatsachen Auskunft geben, wenn sie ihm
bekannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklart werden konnen.

9.4. In allen lbrigen Haftungsfallen ist die Haftung der Parteien sowie ihrer Erfiillungs- und
Verrichtungsgehilfen fiir schuldhaft verursachte Schaden ausgeschlossen, soweit der Schaden
nicht durch Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit herbeigefiihrt wurde; dies gilt nicht bei Schaden
aus der Verletzung des Lebens, des Korpers oder der Gesundheit oder der schuldhaften
Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, d. h., solcher Pflichten, deren Erfiillung die
ordnungsgemale Durchfiihrung des Vertrages Uliberhaupt erst ermoglicht und auf deren
Einhaltung der Vertrags-partner regelméaBig vertrauen darf (sog. Kardinalpflichten).

9.5. Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche nicht auf Vorsatz oder
grober Fahrlassigkeit beruht, beschrénkt sich die Haftung auf den Schaden, den die haftende
Partei bei Abschluss des jeweiligen Vertrages als mogliche Folge der Vertragsverletzung
vorausgesehen hat oder unter Beriicksichtigung der Umstande, die sie kannte oder kennen
musste, hdtte voraussehen miissen. Fiir gewerbliche Verbraucher gilt zusatzlich: Gleiches gilt
bei grob fahrlassigem Verhalten einfacher Erfiillungsgehilfen (nicht leitende Angestellte)
auRerhalb des Bereichs der wesentlichen Vertragspflichten sowie der Lebens-, Kérper- oder
Gesundheitsschaden.

9.6. Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes bleiben unberiihrt.

10. Umzug

10.1. Der Kunde ist verpflichtet, dem Lieferanten jeden Umzug unverziiglichvorab unter Angabe
des Umzugsdatums, der neuen Anschrift und der neuen Z&hlernummer oder Marktlokations-
Identifikationsnummer in Textform mitzuteilen. Im Regelfall muss diese Mitteilung bis
spatestens 10 Werktage vor dem Umzugsdatum erfolgen, um den Lieferanten eine rechtzeitige
Ab- bzw. Ummeldung beim Netzbetreiber zu erméglichen.

10.2. Fiir gewerbliche Verbraucher gilt: Der Lieferant wird den Kunden an der neuen
Entnahme-stelle, auf Grundlage dieses Vertrags weiterbeliefern. Die Belieferung zum Zeitpunkt
des Einzugs setzt voraus, dass der Kunde dem Lieferanten das Umzugsdatum rechtzeitig
mitgeteilt hat. Fiir private Verbraucher gilt: Ein Umzug des Kunden beendet diesen Vertrag
zum Zeitpunkt des vom Kunden mitgeteilten Umzugsdatums, wenn der Kunde aus dem Gebiet
des bisherigen Netzbetreibers in das Gebiet eines anderen Netzbetreibers zieht. Der Lieferant
unterbreitet dem Kunden fiir die neue Entnahmestelle auf Wunsch gerne ein neues Angebot.

10.3. Bei Umzug innerhalb des Gebiets des bisherigen Netzbetreibers kann der Haushaltskunde
i. S.v. § 3Nr. 22 EnWG den Vertrag mit einer Frist von sechs Wochen in Textform und unter
Mittteilung seiner zukiinftigen Anschrift oder der zur Bezeichnung seiner zukiinftigen
Entnahmestelleverwendeten Marktlokations-ldentifikationsnummerkiindigen. Die Kiindigung
kann mit Wirkung zum Zeitpunkt des Auszugs oder mit Wirkung zu einem spéteren Zeitpunkt
erklart werden. DieKiindigung beendet diesen Vertrag nicht und der Lieferant wird den Kunden
zu den bisherigen Vertragsbedingungen an seinem neuen Wohnsitz weiterbeliefern, wenn der
Lieferant dem Kunden dies binnen zwei Wochen nach Erhalt der Kiindigung anbietet und die
Belieferung an dessen neuem Wohnsitz moglich ist. Die Belieferung zum Zeitpunkt des Einzugs
setzt voraus, dass der Kunde dem Lieferanten das Umzugsdatum rechtzeitig mitgeteilt hat.

10.4. Unterbleibt die Mitteilung des Kunden nach Ziffer 10.1 aus Griinden, die dieser zu vertreten
hat, und wird dem Lieferanten die Tatsache des Umzugs auch sonst nicht bekannt, ist der
Kunde verpflichtet, weitere Entnahmen an seiner bisherigen Entnahmestelle, fiir die der
Lieferant gegeniiber dem ortlichen Netzbetreiber einstehen muss und fiir die er von keinem
anderen Kunden eine Vergiitung zu fordern berechtigt ist, nach den Preisen des Vertrages zu
vergiiten. Die Pflicht des Lieferanten zur unverziiglichen Abmeldung der bisherigen
Entnahmestelle und Anspriiche des Lieferanten auf entgangenen Gewinn wegen einer nicht
oder verspétet erfolgten Belieferung an der neuen Entnahmestelle bleiben unberiihrt.

11. Ubertragung des Vertrages

Der Lieferant ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem Vertrag als Gesamtheit auf einen
personell, technisch und wirtschaftlich leistungsfahigen Dritten zu (bertragen. Eine
Ubertragung nach Satz 1 ist dem Kunden spitestens sechs Wochen vor dem Zeitpunkt der
Ubertragung unter Angabe dieses Zeitpunkts mitzuteilen. Im Falle einer Ubertragung hat der
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9.8. Dariiber hinaus ist der Lieferant berechtigt, diesen Vertrag bei Vorliegen einer den Kunden
betreffenden negativen Auskunft der SCHUFA, Regis24 oder der Creditreform e. V.
insbesondere zu folgenden Punkten auBerordentlich zu kiindigen: erfolglose
Zwangsvollstreckung, erfolglose Pfiandung, eidesstattliche Versicherung zum Vermogen,
Restschuldbefreiung.

9.9. Der Lieferantist berechtigt, den Vertrag, abweichend von Ziffer 6 des Auftragsformulars, bei
einem bevorstehenden Ersteinbau eines intelligenten Messsystems oder einer registrierenden
Leistungsmessung mit einer Frist von zwei Monaten auf den angekiindigten Zeitpunkt des
Einbaus zu kiindigen. Der Lieferant wird dem Kunden in diesem Fall mit der Kiindigung ein
Angebot fiir den Abschluss eines neuen Energieliefervertrags unterbreiten.

9.10. Die Ziffern 9.6 bis 9.9 gelten nur fiir gewerbliche Verbraucher.

10. Haftung

10.1. Der Lieferant haftet bei schuldhafter vertraglicher Pflichtverletzung (z. B. bei Nichterfiillung
der Lieferpflicht oder ungenauer oder verspateter Abrechnung) fir dadurch entstandene
Schéaden nach MaRgabe von Ziffern 10.2 bis 10.6.

10.2. Anspriiche wegen Schéaden durch Unterbrechung oder bei UnregelmaRigkeiten in der
Gasversorgung sind, soweit es sichum Folgen einer Stérung des Netzbetriebes einschlielich des
Netzanschlusses handelt, gegeniiber dem Netzbetreiber geltend zu machen.

10.3. Der Lieferant wird auf Wunsch des Kunden unverziiglich tber die mit der
Schadensverursachung zusammenhdngenden Tatsachen Auskunft geben, wenn sie ihm
bekannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklart werden kénnen.

10.4. In allen dbrigen Haftungsfallen ist die Haftung der Parteien sowie ihrer Erfiillungs- und
Verrichtungsgehilfen fiir schuldhaft verursachte Schaden ausgeschlossen, soweit der Schaden
nicht durch Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit herbeigefiihrt wurde; dies gilt nicht bei Schaden
aus der Verletzung des Lebens, des Korpers oder der Gesundheit oder der schuldhaften
Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, d. h., solcher Pflichten, deren Erfiillung die
ordnungsgemaRe Durchfiihrung des Vertrages uberhaupt erst ermdglicht und auf deren
Einhaltung der Vertragspartner regelmafig vertrauen darf (sog. Kardinalpflichten)..

10.5. Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche nicht auf Vorsatz oder
grober Fahrléssigkeit beruht, beschrénkt sich die Haftung auf den Schaden, den die haftende
Partei bei Abschluss des jeweiligen Vertrages als mogliche Folge der Vertragsverletzung
vorausgesehen hat oder unter Beriicksichtigung der Umstédnde, die sie kannte oder kennen
musste, hdttevoraussehen miissen. Fiir gewerbliche Verbraucher gilt zusatzlich: Gleiches gilt bei
grob fahrlassigem Verhalten einfacher Erfiillungsgehilfen (nicht leitende Angestellte) auBerhalb
des Bereichs der wesentlichen Vertragspflichten sowie der Lebens-, Korper-
Gesundheitsschaden.

oder

10.6. Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes bleiben unberiihrt.

11. Informationspflichten und Vertragsbeendigung bei Umzug

11.1. Der Kunde ist verpflichtet, dem Lieferanten jeden Umzug unverziiglichvorab unter Angabe
des Umzugsdatums, der neuen Anschrift und der neuen Zahlernummer oder Marktlokations-
Identifikationsnummer in Textform mitzuteilen. Im Regelfall muss diese Mitteilung bis
spatestens 10 Werktage vor dem Umzugsdatum erfolgen, um den Lieferanten eine rechtzeitige
Ab- bzw. Ummeldung beim Netzbetreiber zu erméoglichen.

11.2. Fiir gewerbliche Verbraucher gilt: Der Lieferant wird den Kunden an der neuen
Entnahmestelle, auf Grundlage dieses Vertrags weiterbeliefern. Die Belieferung zum Zeitpunkt
des Einzugs setzt voraus, dass der Kunde dem Lieferanten das Umzugsdatum rechtzeitig
mitgeteilt hat. Fiir private Verbraucher gilt: Ein Umzug des Kunden beendet diesen Vertrag
zum Zeitpunkt des vom Kunden mitgeteilten Umzugsdatums, wenn der Kunde aus dem Gebiet
des bisherigen Netzbetreibers in das Gebiet eines anderen Netzbetreibers zieht. Der Lieferant
unterbreitet dem Kunden fiir die neue Entnahmestelle auf Wunsch gerne ein neues Angebot.

11.3. Bei Umzug innerhalb des Gebiets des bisherigen Netzbetreibers kann der Haushaltskunde
i. S.v. § 3 Nr. 22 EnWG den Vertrag mit einer Frist von sechs Wochen in Textform und unter
Mittteilung seiner zukinftigen Anschrift oder der zur Bezeichnung seiner zukiinftigen
Entnahmestelle verwendeten Marktlokations-Identifikationsnummer kiindigen. Die Kiindigung
kann mit Wirkung zum Zeitpunkt des Auszugs oder mit Wirkung zu einem spateren Zeitpunkt
erklart werden. DieKiindigung beendet diesen Vertrag nicht und der Lieferant wird den Kunden
zu den bisherigen Vertragsbedingungen an seinem neuen Wohnsitz weiterbeliefern, wenn der
Lieferant dem Kunden dies binnen zwei Wochen nach Erhalt der Kiindigung anbietet und die
Belieferung an dessen neuem Wohnsitz moglich ist. Die Belieferung zum Zeitpunkt des Einzugs
setzt voraus, dass der Kunde dem Lieferanten das Umzugsdatum rechtzeitig mitgeteilt hat.

11.4. Unterbleibt die Mitteilung des Kunden nach Ziffer 11.1 aus Griinden, die dieser zu vertreten
hat, und wird dem Lieferanten die Tatsache des Umzugs auch sonst nicht bekannt, ist der
Kunde verpflichtet, weitere Entnahmen an seiner bisherigen Entnahmestelle, fiir die der
Lieferant gegeniiber dem ortlichen Netzbetreiber einstehen muss und fiir die er von keinem
anderen Kunden eine Vergiitung zu fordern berechtigt ist, nach den Preisen des Vertrages zu
vergiiten. Die Pflicht des Lieferanten zur unverziiglichen Abmeldung der bisherigen
Entnahmestelle und Anspriiche des Lieferanten auf entgangenen Gewinn wegen einer nicht
oder verspatet erfolgten Belieferung an der neuen Entnahmestelle bleiben unberiihrt.

12. Ubertragung des Vertrages

Der Lieferant ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem Vertrag als Gesamtheit auf einen
personell, technisch und wirtschaftlich leistungsfahigen Dritten zu (bertragen. Eine
Ubertragung nach Satz 1 ist dem Kunden spatestens sechs Wochen vor dem Zeitpunkt der
Ubertragung unter Angabe dieses Zeitpunkts mitzuteilen. Im Falle einer Ubertragung hat der



Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist zum Zeitpunkt des
Wirksamwerdens der Ubertragung zu kiindigen. Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten in der
Mitteilung gesondert hingewiesen. Das Recht zur Abtretung von Forderungen nach § 398 BGB
sowie eine gesetzliche Rechtsnachfolge, insbesondere bei Ubertragung im Sinne des
Umwandlungsgesetzes bleiben von dieser Ziffer unbertihrt.

12. Vertragsstrafe

12.1. Verbraucht der Kunde Gas unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der
Messeinrichtungen oder nach Unterbrechung der Versorgung, so ist der Lieferant berechtigt,
eine Vertragsstrafe zu verlangen. Diese ist fiir die tatsachliche, sofern nicht feststellbar, fiir die
geschétzte Dauer des unbefugten Gebrauchs, langstens aber fiir sechs Monate auf der
Grundlage einer taglichen Nutzung der unbefugt verwendeten Verbrauchsgeréte von bis zu
zehn Stunden nach dem fiir den Kunden geltenden Vertragspreis zu berechnen.

12.2. Eine Vertragsstrafe kann auch verlangt werden, wenn der Kunde vorsétzlich oder grob
fahrlassig die Verpflichtung verletzt, die zur Preisbildung erforderlichen Angaben zu machen.
Die Vertragsstrafe betragt das Zweifache des Betrages, den der Kunde bei Erfiillung seiner
Verpflichtung nach dem fiir ihn geltenden Vertragspreis zusatzlich zu zahlen gehabt hatte. Sie
darf fiir den tatsachlichen, sofern der Beginn der Mitteilungspflicht nicht feststellbar ist, fiir
einen geschatzten Zeitraum, langstens aber fiir einen Zeitraum von sechs Monaten verlangt
werden.

13. Datenschutz/Fiir gewerbliche Verbraucher: Wechselseitige Ubernahme von
Informationspflichten gegeniiber sonstigen betroffenen Personen

Datenschutzrechtliche Hinweise und Informationen zum Widerspruchsrecht erhalt der Kunde
im beigefiigten Informationsblatt ,Information Datenschutz gemé&R EU-Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO)“.

14. Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten/Lieferantenwechsel
14.1. Aktuelle Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten sind beim jeweils
zustandigen Netzbetreiber zu erfragen.

14.2. Ein Lieferantenwechsel erfolgt ziigig und unentgeltlich. Nach dem Wechsel ist der
Lieferant verpflichtet, dem neuen Lieferanten den fiir ihn maRgeblichen Verbrauch des
vergleichbaren Vorjahreszeitraums mitzuteilen. Soweit der Lieferant aus Griinden, die er nicht
zu vertreten hat, den Verbrauch nicht ermitteln kann, ist der geschatzte Verbrauch anzugeben.

15. Gerichtsstand

Der Gerichtsstand fiir Kaufleute im Sinne des Handelsgesetzbuches, juristische Personen des
offentlichen Rechts und offentlich-rechtliche Sondervermégen ist ausschlieRlich Wuppertal.
Das Gleiche gilt, wenn der Kunde keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat.

16. Streitbeilegungsverfahren (gilt nur fiir private Verbraucher)

16.1. Energieversorgungsunternehmen und Messstellenbetreiber (Unternehmen) sind
verpflichtet, Beanstandungen von Verbrauchern im Sinne des § 13 BGB (Verbraucher)
insbesondere zum Vertragsabschluss oder zur Qualitdt von Leistungen des Unternehmens
(Verbraucherbeschwerden), die den Anschluss an das Versorgungsnetz, die Belieferung mit
Energie sowie die Messung der Energie betreffen, im Verfahren nach § 111a EnWG innerhalb
einer Frist von vier Wochen ab Zugang beim Unternehmen zu beantworten.
Verbraucherbeschwerden, die den Vertragsabschluss oder die Qualitdt der Leistungen des
Lieferanten betreffen, sind zu richten an: WSW Beschwerdemanagement Energie & Wasser,
Bromberger StraRRe 39, Tel. 0202 569-5150, Kritik.Energie@wsw-online.de.

16.2. Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle nach § 111b EnWG sowie § 4 Abs. 2
Satz4Verfahrensordnung zur Durchfiihrung eines Schlichtungsverfahrens anzurufen, wenn das
Unternehmen der Beschwerde nicht abgeholfen oder auf diese nicht innerhalb der
Bearbeitungsfrist geantwortet hat. § 14 Abs. 5 VSBG bleibt unberiihrt. Das Unternehmen ist
verpflichtet, an dem Verfahren bei der Schlichtungsstelle teilzunehmen. Die Einreichung einer
Beschwerde bei der Schlichtungsstelle hemmt die gesetzliche Verjahrung gemaR § 204 Abs. 1
Nr. 4 BGB. Das Recht der Beteiligten, die Gerichte anzurufen oder ein anderes Verfahren (z. B.
nach dem EnWG) zu beantragen, bleibt unberiihrt.

16.3. Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit: Schlichtungsstelle Energie e.V.,
FriedrichstraRe 133, 10117 Berlin, Telefon: 030/2757240-0, Telefax: 030/2757240-69, E-Mail:
info@schlichtungsstelle-energie.de, Homepage: www.schlichtungsstelle-energie.de.
Allgemeine Informationen der Bundesnetzagentur zu Verbraucherrechten fiir den Bereich
Elektrizitat und Gas sind erhéltlich tiber den Verbraucherservice Energie, Bundesnetzagentur,,
Postfach 8001, 53105 Bonn, Telefon: 0228 14 15 16, Telefax: 030/22480-323, E-Mail: verbraucher-
service-energie@bnetza.de.

16.4. Verbraucher haben die Moglichkeit, iiber die Online-Streitbeilegungs-Plattform der
Europaischen Union kostenlose Hilfestellung fiir die Einreichung einerVerbraucherbeschwerde
zu einem Online-Kaufvertrag oder Online-Dienstleistung sowie Informationen iber die
Verfahren an den Verbraucherschlichtungsstellen in der Européischen Union zu erhalten. Die

Online-Streitbeilegungs-Plattform kann unter folgendem Link aufgerufen werden:
http://ec.europa.eu/consumers/odr/.
17. Allgemeine Informationen nach dem Energiedienstleistt tz

Im Zusammenhang mit einer effizienteren Energienutzung durch Endkunden wird bei der
Bundesstelle fiir Energieeffizienz eine Liste gefiihrt, in der Energiedienstleister, Anbieter von
Energieaudits und Anbieter von EnergieeffizienzmaRnahmen aufgefiihrt sind. Weiterfiihrende
Informationen zu der so genannten Anbieterliste und den Anbietern selbst erhalten Sie unter
www.bfee-online.de. Sie kdnnen sich zudem bei der Deutschen Energieagentur iiber das Thema
Energieeffizienz umfassend informieren. Weitere Informationen erhalten Sie unter
www.energieeffizienz-online.info.
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Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist zum Zeitpunkt des
Wirksamwerdens der Ubertragung zu kiindigen. Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten in der
Mitteilung gesondert hingewiesen. Das Recht zur Abtretung von Forderungen nach § 398 BGB
sowie eine gesetzliche Rechtsnachfolge, insbesondere bei Ubertragung im Sinne des
Umwandlungsgesetzes bleiben von dieser Ziffer unberiihrt.

13. Vertragsstrafe

13.1. Verbraucht der Kunde Gas unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der
Messeinrichtungen oder nach Unterbrechung der Versorgung, so ist der Lieferant berechtigt,
eine Vertragsstrafe zu verlangen. Diese ist fiir die tatsachliche, sofern nicht feststellbar, fiir die
geschatzte Dauer des unbefugten Gebrauchs, langstens aber fiir sechs Monate auf der
Grundlage einer taglichen Nutzung der unbefugt verwendeten Verbrauchsgerate von bis zu
zehn Stunden nach dem fiir den Kunden geltenden Vertragspreis zu berechnen.

13.2. Eine Vertragsstrafe kann auch verlangt werden, wenn der Kunde vorsatzlich oder grob
fahrlassig die Verpflichtung verletzt, die zur Preisbildung erforderlichen Angaben zu machen.
Die Vertragsstrafe betrégt das Zweifache des Betrages, den der Kunde bei Erfiillung seiner
Verpflichtung nach dem fiir ihn geltenden Vertragspreis zusatzlich zu zahlen gehabt hatte. Sie
darf fiir den tatséchlichen, sofern der Beginn der Mitteilungspflicht nicht feststellbar ist, fiir
einen geschatzten Zeitraum, langstens aber fiir einen Zeitraum von sechs Monaten verlangt
werden.

14. Datenschutz/Fiir gewerbliche Verbraucher: Wechselseitige Ubernahme von
Informationspflichten gegeniiber sonstigen betroffenen Personen

Datenschutzrechtliche Hinweise und Informationen zum Widerspruchsrecht erhilt der Kunde
im beigefiigten Informationsblatt ,Information Datenschutz gemaR EU-Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO)“.

15. Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten/Lieferantenwechsel
15.1. Aktuelle Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten sind beim jeweils
zustandigen Netzbetreiber zu erfragen.

15.2. Ein Lieferantenwechsel erfolgt ziigig und unentgeltlich. Nach dem Wechsel ist der
Lieferant verpflichtet, dem neuen Lieferanten den fiir ihn maRgeblichen Verbrauch des
vergleichbaren Vorjahreszeitraums mitzuteilen. Soweit der Lieferant aus Griinden, die er nicht
zu vertreten hat, den Verbrauch nicht ermitteln kann, ist der geschatzte Verbrauch anzugeben.

16. Gerichtsstand

Der Gerichtsstand fiir Kaufleute im Sinne des Handelsgesetzbuches, juristische Personen des
offentlichen Rechts und &ffentlich-rechtliche Sondervermogen ist ausschlieRlich Wuppertal.
Das gleiche gilt, wenn der Kunde keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat.

17. Streitbeilegungsverfahren (gilt nur fiir private Verbraucher)

17.1. Energieversorgungsunternehmen und Messstellenbetreiber (Unternehmen) sind
verpflichtet, Beanstandungen von Verbrauchern im Sinne des § 13 BGB (Verbraucher)
insbesondere zum Vertragsabschluss oder zur Qualitdt von Leistungen des Unternehmens
(Verbraucherbeschwerden), die den Anschluss an das Versorgungsnetz, die Belieferung mit
Energie sowie die Messung der Energie betreffen, im Verfahren nach § 111a EnWG innerhalb
einer Frist von vier Wochen ab Zugang beim Unternehmen zu beantworten.
Verbraucherbeschwerden sind zu richten an: WSW Beschwerdemanagement Energie & Wasser,
Bromberger StralRe 39, Tel. 0202 569-5150, Kritik.Energie@wsw-online.de.

17.2. Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle nach § 111b EnWG sowie § 4 Abs. 2
Satz4Verfahrensordnung zur Durchfiihrung eines Schlichtungsverfahrens anzurufen, wenn das
Unternehmen der Beschwerde nicht abgeholfen oder auf diese nicht innerhalb der
Bearbeitungsfrist geantwortet hat. § 14 Abs. 5 VSBG bleibt unberiihrt. Das Unternehmen ist
verpflichtet, an dem Verfahren bei der Schlichtungsstelle teilzunehmen. Die Einreichung einer
Beschwerde bei der Schlichtungsstelle hemmt die gesetzliche Verjahrung gemaR § 204 Abs. 1
Nr. 4 BGB. Das Recht der Beteiligten, die Gerichte anzurufen oder ein anderes Verfahren (z. B.
nach dem EnWG) zu beantragen, bleibt unberiihrt.

17.3. Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit: Schlichtungsstelle Energie e.V.,
Friedrich-straRe 133, 10117 Berlin, Telefon: 030/2757240-0, Telefax: 030/2757240-69, E-Mail: in-
fo@schlichtungsstelle-energie.de, Homepage: www.schlichtungsstelle-energie.de.

Allgemeine Informationen der Bundesnetzagentur zu Verbraucherrechten fiir den Bereich
Elektrizitat und Gas sind erhaltlich tiber den Verbraucherservice Energie, Bundesnetzagentur,
Postfach 8001, 53105 Bonn, Telefon: 0228 14 15 16, Telefax: 030/22480-323, E-Mail:
verbraucherservice-energie@bnetza.de

17.4. Verbraucher haben die Moglichkeit, tiber die Online-Streitbeilegungs-Plattform der
Europdischen Union kostenlose Hilfestellung fiir die Einreichung einer Verbraucherbeschwerde
zu einem Online-Kaufvertrag oder Online-Dienstleistung sowie Informationen iiber die
Verfahren an den Verbraucherschlichtungsstellen in der Européischen Union zu erhalten. Die
Online-Streitbeilegungs-Plattform kann unter folgendem Link aufgerufen werden:
http://ec.europa.eu/consumers/odr/.

18. Allgemeine Informationen nach dem Energiedienstleistungsgesetz

Im Zusammenhang mit einer effizienteren Energienutzung durch Endkunden wird bei der
Bundesstelle fiir Energieeffizienz eine Liste gefiihrt, in der Energiedienstleister, Anbieter von
Energieaudits und Anbieter von EnergieeffizienzmafRnahmen aufgefiihrt sind. Weiterfiihrende
Informationen zu der so genannten Anbieterliste und den Anbietern selbst erhalten Sie unter
www.bfee-online.de. Sie kdnnensich zudem bei der Deutschen Energieagentur iber das Thema
Energieeffizienz umfassend informieren. Weitere Informationen erhalten Sie unter
www.energieeffizienz-online.info.



18. Pauschalen/ Preise fiir weitere Dienstleistungen

netto  bruttoin €
Mahnkosten pro Mahnschreiben (Ziffer 4.2) 1,90
Kosten pro Sperrankiindigung (Ziffer 9.2) 4,90
Unterbrechungder Anschlussnutzung
(ohne AuRensperrung) (Ziffer 8.3) 50,00
Wiederaufnahme derAnschlussnutzung (Ziffer 8.4)
wahrend der vom Netzbetreiber verdffentlichten Geschaftszeit:
Zihler G4/G6 84,03 100,00
Zihler G16 12521 149,00
Zahler G25 238,65 284,00

AuRerhalb der Geschaftszeit des Netzbetreibers werden die tatséachlich anfallenden Kosten
berechnet. Bei der Wiederaufnahme der Anschlussnutzung fallen zusatzliche Kosten fiir den
Einbau der Messreinrichtung durch einen vom Kunden zu beauftragenden und zu bezahlenden
Installateur an.

Kosten unberechtigte Zutrittsverweigerung (Ziffer 3.2) 50,00

Kosten fiir Abrechnungsdienstleistungen

Erstellung von Zwischenrechnungen auf Kundenwunsch

inkl. Versand pro Rechnung 21,01 25,00
inkl. Ablesung und Versand pro Rechnung 46,22 55,00
Dokumentennachdruck auf Kundenwunsch 4,20 5,00
Sonstige Kosten

Adressermittlung 14,00 16,66
Erstellung einer Ratenzahlungsvereinbarung 10,00

Zinssatz bei Zahlungsverzug und Ratenzahlungsvereinbarungen

fir Verbraucher 5 %-Punkte iber dem Basissatz (§ 288 | BGB)

fiir Unternehmer 9 %-Punkte Uiber dem Basissatz (§ 288 11 BGB)

Kosten fiir Bankriicklastschriften Gebiihr  des jeweiligen

Kreditinstituts
In den genannten Bruttobetréagen ist die Umsatzsteuer in der gesetzlich festgelegten Hohe
(derzeit 19%) enthalten; wird kein Bruttobetrag genannt, besteht derzeit keine
Umsatzsteuerpflicht.

19. Schlussbestimmungen
Die Regelungen dieses Vertrages sind abschlieRend. Miindliche Nebenabreden bestehen nicht.

20. Energiesteuer-Hinweis
20.1. Fiir das auf Basis dieses Vertrages bezogene Erdgas gilt folgender Hinweis gemaR der
Energiesteuer-Durchfiihrungsverordnung:

20.2. ,Steuerbeglinstigtes Energieerzeugnis! Darf nicht als Kraftstoff verwendet werden, es sei
denn, eine solche Verwendung ist nach dem Energiesteuergesetz oder der Energiesteuer-
Durchfiihrungsverordnung zuldssig. Jede andere Verwendung als Kraftstoff hat steuer- und
strafrechtliche Folgen. In Zweifelsfdllen wenden Sie sich bitte an Ihr zusténdiges
Hauptzollamt.“

Hinweis:

19. Pauschalen/ Preise fiir weitere Dienstleistungen

netto  bruttoin€
Mahnkosten pro Mahnschreiben (Ziffer 4.2) 1,90
Kosten pro Sperrankiindigung (Ziffer 9.2) 4,90
Unterbrechungder Anschlussnutzung
(ohne AuBensperrung) (Ziffer 9.4) 50,00
Wiederaufnahme derAnschlussnutzung (Ziffer 9.4)
wahrend der vom Netzbetreiber veréffentlichten Geschaftszeit:
Zihler G4/G6 84,03 100,00
Zihler G16 125,21 149,00
Zahler G25 238,65 284,00

AuBerhalb der Geschaftszeit des Netzbetreibers werden die tatséchlich anfallenden Kosten
berechnet. Bei der Wiederaufnahme der Anschlussnutzung fallen zusétzliche Kosten fiir den
Einbau der Messreinrichtung durch einen vom Kunden zu beauftragenden und zu bezahlenden
Installateur an.

Kosten Zutrittsverweigerung (Ziffer 3.3) 32,78

Abbruch Sperrvorgang vor Sperrversuch 32,78

Kosten fiir Abrechnungsdienstleistungen

Erstellung von Zwischenrechnungen auf Kundenwunsch

inkl. Versand pro Rechnung 21,01 25,00
inkl. Ablesung und Versand pro Rechnung 46,22 55,00
Dokumentennachdruck auf Kundenwunsch 4,20 5,00
Sonstige Kosten

Adressermittlung 14,00 16,66
Erstellung einer Ratenzahlungsvereinbarung bis 6 Raten 10,00

Erstellung einer Ratenzahlungsvereinbarung ab 7 Raten 15,00

Zinssatz bei Zahlungsverzug und Ratenzahlungsvereinbarungen

fiir Verbraucher 5 %-Punkte tiber dem Basissatz (§ 288 | BGB)

fiir Unternehmer 9 %-Punkte liber dem Basissatz (§ 288 || BGB)

Kosten fiir Bankriicklastschriften Gebiihr  des jeweiligen

Kreditinstituts
In den genannten Bruttobetrégen ist die Umsatzsteuer in der gesetzlich festgelegten Hohe
(derzeit 19 %) enthalten; wird kein Bruttobetrag genannt, besteht derzeit keine
Umsatzsteuerpflicht.

20. Schlussbestimmungen
Die Regelungen dieses Vertrages sind abschlieBend. Miindliche Nebenabreden bestehen nicht.

21. Energiesteuer-Hinweis
21.1. Fur das auf Basis dieses Vertrages bezogene Erdgas gilt folgender Hinweis gemaR der
Energiesteuer-Durchfiihrungsverordnung:

21.2. ,Steuerbegiinstigtes Energieerzeugnis! Darf nicht als Kraftstoff verwendet werden, es sei
denn, eine solche Verwendung ist nach dem Energiesteuergesetz oder der Energiesteuer-
Durchfiihrungsverordnung zuldssig. Jede andere Verwendung als Kraftstoff hat steuer- und
strafrechtliche Folgen. In Zweifelsfallen wenden Sie sich bitte an Ihr zusténdiges
Hauptzollamt.“

Die Anderungen in Ziffer 19 ,,Pauschalen/ Preise fiir weitere Dienstleistungen® gelten nur fiir Kunden, die vor dem 22. Januar 2024 einen Gasliefervertrag mit den WSW abgeschlossen haben.
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	Gegenüberstellung
	der Allgemeinen Geschäftsbedingungen der WSW Energie & Wasser AG für den Eigenverbrauch von GAS im Haushalt sowie für einen Jahresverbrauch von max. 1,5 Mio. kWh für berufliche, landwirtschaftliche oder gewerbliche Zwecke - (WSW AGB Gas)
	2.1. Der Lieferant liefert dem Kunden dessen gesamten Bedarf an Gas an seine vertraglich benannte Entnahmestelle. Entnahmestelle ist die Eigentumsgrenze des Netzanschlusses, über den der Kunde beliefert und mittels Marktlokations-Identifikationsnummer energiewirtschaftlich identifiziert wird. Für gewerbliche Verbraucher gilt: Der Kunde wird das Erdgas lediglich zur eigenen Versorgung nutzen. Eine Weiterleitung an Dritte ist unzulässig. 
	2.1. Der Lieferant liefert dem Kunden dessen gesamten Bedarf an Gas an seine vertraglich benannte Entnahmestelle. Entnahmestelle ist die Eigentumsgrenze des Netzanschlusses, über den der Kunde beliefert und mittels Marktlokations-Identifikationsnummer energiewirtschaftlich identifiziert wird. Für gewerbliche Verbraucher gilt: Der Kunde wird das Erdgas lediglich zur eigenen Versorgung nutzen. Eine Weiterleitung an Dritte ist unzulässig.
	2.2. Der Messstellenbetrieb wird durch den Messstellenbetreiber erbracht und ist gemäß § 9 Abs. 2 MsbG Bestandteil dieses Vertrags, soweit der Kunde keinen Vertrag mit einem wettbewerblichen Messstellenbetreiber schließt. Der Lieferant stellt dem Kunden das Entgelt für den Messstellenbetrieb und die Messung unter den Voraussetzungen von Ziffer 6.3.2 in Rechnung.
	2.4. Wird den Parteien die Erfüllung der Leistungspflichten durch unvorhersehbare Umstände, auf die sie keinen Einfluss haben und deren Abwendung mit einem angemessenen technischen oder wirtschaftlichen Aufwand nicht erreicht werden kann (insbesondere höhere Gewalt wie z. B. Naturkatastrophen, Krieg, Pandemien, Arbeitskampfmaßnahmen, hoheitliche Anordnungen) unmöglich gemacht, so sind die Parteien von ihren vertraglichen Leistungspflichten befreit, solange diese Umstände noch andauern.
	2.5. Der Lieferant ist weiter von seiner Leistungspflicht befreit, soweit und solange der Netzbetreiber den Netzanschluss und/oder die Anschlussnutzung bzw. der Messstellenbetreiber den Messstellenbetrieb auf eigene Initiative unterbrochen hat. Schadenersatzansprüche des Kunden gegen den Lieferanten bleiben für den Fall unberührt, dass den Lieferanten an der Unterbrechung ein Verschulden trifft.
	3. Messung/Zutrittsrecht/Abschlagszahlungen/Abrechnung/Anteilige Preisberechnung/ Abrechnungsinformationen/Verbrauchshistorie
	3.1. Die Menge des gelieferten Gases wird durch Messeinrichtungen bzw. Messsysteme (oder rechtmäßige Ersatzwertbildung) des zuständigen Messstellenbetreibers bzw. Netzbetreibers ermittelt. Die Ablesung der Messeinrichtungen wird vom Messstellenbetreiber oder Lieferanten oder sofern keine Fernübermittlung der Verbrauchsdaten (z. B. über ein intelligentes Messsystem) erfolgt auf Verlangen des Lieferanten oder des Messstellenbetreibers kostenlos vom Kunden durchgeführt. Verlangt der Lieferant eine Selbstablesung des Kunden, fordert der Lieferant den Kunden rechtzeitig dazu auf. Die Ablesung der Messeinrichtungen erfolgt zum Zwecke der Abrechnung, etwa anlässlich eines Lieferantenwechsels oder bei Vorliegen eines berechtigten Interesses des Lieferanten an einer Überprüfung der Ablesung, und zum Zwecke der Erstellung der Abrechnungsinformationen. Der Kunde kann einer Selbstablesung widersprechen, wenn ihm diese nicht zumutbar ist. Soweit der Kunde für einen bestimmten Abrechnungszeitraum trotz entsprechender Verpflichtung keine Ablesedaten übermittelt hat oder der Lieferant aus anderen Gründen, die er nicht zu vertreten hat, den tatsächlichen Verbrauch nicht ermitteln kann (etwa, weil keine Messwerte bzw. vom Messstellenbetreiber rechtmäßig ermittelten Ersatzwerte verfügbar sind) kann der Lieferant den Verbrauch auf der Grundlage der letzten Ablesung oder bei einem Neukunden nach dem Verbrauch vergleichbarer Kunden jeweils unter angemessener Berücksichtigung der tatsächlichen Verhältnisse schätzen.
	 3.1. Die Menge des gelieferten Gases wird durch Messeinrichtungen bzw. Messsysteme (oder rechtmäßige Ersatzwertbildung) des zuständigen Messstellenbetreibers bzw. Netzbetreibers ermittelt. Die Ablesung der Messwerte wird vom Messstellenbetreiber oder Lieferanten oder sofern keine Fernübermittlung der Verbrauchsdaten (z. B. über ein intelligentes Messsystem) erfolgt, auf Verlangen des Lieferanten oder des Messstellenbetreibers kostenlos vom Kunden selbst durchgeführt. Erfolgt eine Fernübermittlung der Verbrauchsdaten (z. B. über ein intelligentes Messsystem), wird die Ablesung der Messwerte in begründeten Einzelfällen, z. B. für die Dauer eines technisch bedingten Ausfalls der Fernkommunikation, ebenfalls auf Verlangen des Lieferanten kostenlos vom Kunden selbst durchgeführt, sofern dies für die Abrechnung nach diesem Vertrag erforderlich ist. Verlangt der Lieferant eine Selbstablesung des Kunden, fordert der Lieferant den Kunden rechtzeitig dazu auf. Die Ablesung der Messeinrichtungen erfolgt zum Zwecke der Abrechnung, etwa anlässlich eines Lieferantenwechsels oder bei Vorliegen eines berechtigten Interesses des Lieferanten an einer Überprüfung der Ablesung, und zum Zwecke der Erstellung der Abrechnungsinformationen. Der Kunde kann einer Selbstablesung widersprechen, wenn ihm diese nicht zumutbar ist. 
	3.2. Soweit der Kunde für einen bestimmten Abrechnungszeitraum trotz entsprechender Verpflichtung keine Ablesedaten übermittelt hat oder der Lieferant aus anderen Gründen, die er nicht zu vertreten hat, den tatsächlichen Verbrauch nicht ermitteln kann (etwa, weil keine Messwerte bzw. vom Messstellenbetreiber rechtmäßig ermittelten Ersatzwerte verfügbar sind) kann der Lieferant den Verbrauch auf der Grundlage der letzten Ablesung oder bei einem Neukunden nach dem Verbrauch vergleichbarer Kunden jeweils unter angemessener Berücksichtigung der tatsächlichen Verhältnisse schätzen.
	3.3. Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung dem mit einem Ausweis versehenen Beauftragten des Lieferanten oder des Messstellenbetreibers den Zutritt zu seinem Grundstück und zu seinen Räumen zu gestatten, soweit dies zur Ermittlung der preislichen Bemessungsgrundlagen, im Rahmen des Betriebs, zur Wartung oder zur Ablesung der Messeinrichtungen bzw. des Messsystems erforderlich ist. Die Benachrichtigung kann durch Mitteilung an den Kunden oder durch Aushang am oder im jeweiligen Haus erfolgen. Sie muss mindestens eine Woche vor dem Betretungstermin erfolgen; mindestens ein Ersatztermin ist anzubieten. Der Kunde hat dafür Sorge zu tragen, dass die Messeinrichtung bzw. das Messsystem zugänglich ist. Wenn der Kunde den Zutritt unberechtigt verweigert oder behindert, stellt der Lieferant dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten pauschal gemäß Ziffer 19 in Rechnung. Die pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein und darf die nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten nicht übersteigen. Für private Verbraucher gilt: Dem Kunden ist zudem der Nachweis gestattet, solche Kosten seien nicht entstanden oder wesentlich geringer als die Höhe der Pauschale.
	3.3. Der Lieferant kann vom Kunden monatliche Abschlagszahlungen verlangen. Die Höhe der Abschlagszahlung richtet sich nach dem Verbrauch des vorhergehenden Abrechnungszeitraums und dem aktuellen Vertragspreis oder nach dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden und dem aktuellen Vertragspreis. Macht der Kunde glaubhaft, dass der Verbrauch erheblich abweicht, ist dies angemessen zu berücksichtigen.
	3.6. Die Abrechnung nach Ziffer 3.5 wird nach Wahl des Lieferanten in elektronischer oder in Papierform erstellt. Erhält der Kunde Abrechnungen in Papierform, erfolgt die Übermittlung der Abrechnungen auf Wunsch auch in elektronischer Form (unentgeltlich). Erhält der Kunde elektronische Abrechnungen, erfolgt die Übermittlung der Abrechnungen auf Wunsch auch einmal jährlich in Papierform.
	3.7. Erfolgt die Fernübermittlung der Verbrauchsdaten (z. B. über ein intelligentes Messsystem), ist der Lieferant berechtigt, anstelle der Erhebung von Abschlagszahlungen, die Entgelte nach diesem Vertrag für die im Liefermonat gelieferte Energie monatlich abzurechnen.
	3.8. Erhält der Kunde eine elektronische Abrechnung und erfolgt keine Fernübermittlung der Verbrauchsdaten (z. B. über ein intelligentes Messsystem), erhält er unentgeltlich die (in jeder Rechnung bereits enthaltenen) Abrechnungsinformationen nach § 40b EnWG automatisch alle sechs Monate und auf Wunsch alle drei Monate. Erfolgt eine Fernübermittlung der Verbrauchsdaten (z. B. über ein intelligentes Messsystem) und rechnet der Lieferant nicht monatlich ab, erhält der Kunde unentgeltlich die Abrechnungsinformationen nach § 40b EnWG automatisch monatlich.
	3.9. Auf Wunsch des Kunden stellt der Lieferant dem Kunden und/oder einem von diesem benannten Dritten, soweit verfügbar, ergänzende Informationen zu dessen Verbrauchshistorie gegen Entgelt zur Verfügung.
	3.10. Der Kunde kann jederzeit vom Lieferanten verlangen, eine Nachprüfung der Messeinrichtungen bzw. des Messsystems an seiner Entnahmestelle durch eine Eichbehörde oder eine staatlich anerkannte Prüfstelle im Sinne von § 40 Abs. 3 MessEG zu veranlassen. Die Kosten der Nachprüfung fallen dem Kunden nur dann zur Last, sofern die eichrechtlichen Verkehrsfehlergrenzen nicht überschritten werden.
	3.11. Ergibt eine Nachprüfung der Messeinrichtungen bzw. des Messsystems eine Überschreitung der eichrechtlichen Verkehrsfehlergrenzen oder werden Fehler in der Ermittlung des Rechnungsbetrages festgestellt (wie z. B. auch bei einer Rechnung auf der Grundlage falscher Messwerte), so wird der zu viel oder zu wenig berechnete Betrag unverzüglich erstattet bzw. nachentrichtet oder mit der nächsten Abschlagszahlung verrechnet. Ist das Ausmaß des Fehlers nicht einwandfrei festzustellen oder zeigt eine Messeinrichtung nicht an (und liegen auch keine rechtmäßig ermittelten Ersatzwerte vor), so ermittelt der Lieferant den Verbrauch für die Zeit seit der letzten fehlerfreien Ablesung durch Schätzung entsprechend Ziffer 3.2. Ansprüche nach dieser Ziffer sind auf den der Feststellung des Fehlers vorhergehenden Ablesezeitraum beschränkt, es sei denn, die Auswirkung des Fehlers kann über einen größeren Zeitraum festgestellt werden; in diesem Fall ist der Anspruch auf längstens drei Jahre beschränkt.
	3.12. Ändert sich das vertragliche Entgelt während des Abrechnungszeitraums oder beginnt oder endet der Abrechnungszeitraum untermonatlich (z. B. bei untermonatlicher Aufnahme oder Beendigung der Belieferung), so rechnet der Lieferant verbrauchsunabhängige Preisbestandteile tagesgenau ab. Für die Abrechnung geänderter verbrauchsabhängiger Preisbestandteile wird die nach Ziffer 3.1 ermittelte Verbrauchsmenge des Kunden im Abrechnungszeitraum auf Grundlage einer Schätzung nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) auf den Zeitraum vor und nach der Preisänderung aufgeteilt, wobei jahreszeitliche Verbrauchsschwankungen auf der Grundlage vergleichbarer Erfahrungswerte angemessen zu berücksichtigen sind. Die nach der Preisänderung anfallenden Abschlagszahlungen können entsprechend angepasst werden.
	4. Zahlungsbestimmungen/Verzug/Zahlungsverweigerung/Aufrechnung
	4.1. Sämtliche Rechnungsbeträge sind zwei Wochen nach Zugang der Rechnung, Abschläge und Vorauszahlungen zu dem vom Lieferanten nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) im Abschlagsplan bzw. mit Verlangen der Vorauszahlung festgelegten Zeitpunkt fällig und im Wege des Lastschriftverfahrens, mittels Dauerauftrag oder Überweisung (auch durch Barüberweisung) zu zahlen. Für gewerbliche Verbraucher gilt: Der Kunde informiert den Lieferanten vorab in Textform, sofern Dritte für ihn leisten. Der Lieferant ist berechtigt, Zahlungen Dritter abzulehnen.
	4.1. Sämtliche Rechnungsbeträge sind zwei Wochen nach Zugang der Rechnung, Abschläge und Vorauszahlungen zu dem vom Lieferanten nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) im Abschlagsplan bzw. mit Verlangen der Vorauszahlung festgelegten Zeitpunkt fällig und im Wege des Lastschriftverfahrens, mittels Dauerauftrag oder Überweisung (auch durch Barüberweisung) zu zahlen. Für gewerbliche Verbraucher gilt: Der Kunde informiert den Lieferanten vorab in Textform, sofern Dritte für ihn leisten. Der Lieferant ist berechtigt, Zahlungen Dritter abzulehnen.
	4.2. Befindet sich der Kunde in Zahlungsverzug, kann der Lieferant angemessene Maßnahmen zur Durchsetzung seiner Forderung ergreifen. Fordert der Lieferant erneut zur Zahlung auf, oder lässt der Lieferant den Betrag durch Beauftragung eines Inkassodienstleisters (auch des Netzbetreibers) einziehen, stellt er dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten pauschal gemäß Ziffer 19 in Rechnung. Die pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein und darf die nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten nicht übersteigen. Für private Verbraucher gilt: Dem Kunden ist zudem der Nachweis gestattet, solche Kosten seien nicht entstanden oder wesentlich geringer als die Höhe der Pauschale. Für gewerbliche Verbraucher gilt: § 288 Abs. 5 BGB bleibt unberührt.
	4.3. Einwände gegen Rechnungen berechtigen zum Zahlungsaufschub oder zur Zahlungsverweigerung nur,
	4.3.1. sofern der in einer Rechnung angegebene Verbrauch ohne ersichtlichen Grund mehr als doppelt so hoch wie der vergleichbare Verbrauch im vorherigen Abrechnungszeitraum ist und der Kunde eine Nachprüfung der Messeinrichtung verlangt und solange durch die Nachprüfung nicht die ordnungsgemäße Funktion der Messeinrichtung festgestellt ist, 
	oder
	4.3.3. Rechte des Kunden nach § 315 BGB bleiben von Ziffer 4.3 unberührt.

	4.4. Gegen Forderungen des Lieferanten kann nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen aufgerechnet werden. Dies gilt nicht für Ansprüche des Kunden aufgrund vollständiger oder teilweiser Nichterfüllung oder mangelnder Erfüllung der Hauptleistungspflichten. Für private Verbraucher gilt: Weiterhin gilt dies nicht für Forderungen des Kunden, die im Rahmen des Rückabwicklungsverhältnisses nach Widerruf des Vertrags entstehen.
	4.5. Im Falle einer Rückerstattung/Gutschrift teilt der Lieferant dem Kunden den konkreten Betrag einschließlich des Auszahlungsweges in einem von der Rechnung gesonderten Anschreiben mit, sofern eine Wertgrenze von 50,00 € überschritten ist.
	4.6. Der Lieferant ist im Rahmen der Abwicklung der Rückerstattung berechtigt, ein ihm bekanntes Konto heranzuziehen, sofern über dieses Konto des Kunden ein Forderungsausgleich in den letzten 3 Monaten stattgefunden hat.
	5. Vorauszahlung
	5.1. Der Lieferant kann vom Kunden eine monatliche Vorauszahlung in angemessener Höhe verlangen, wenn der Kunde mit einer Zahlung aus dem Vertrag in nicht unwesentlicher Höhe in Verzug ist, wenn der Kunde innerhalb eines Zeitraums von zwölf Monaten wiederholt in Zahlungsverzug gerät oder in sonstigen begründeten Fällen. 
	5.1. Der Lieferant kann vom Kunden eine monatliche Vorauszahlung in angemessener Höhe verlangen, wenn der Kunde mit einer Zahlung aus dem Vertrag in nicht unwesentlicher Höhe in Verzug ist, wenn der Kunde innerhalb eines Zeitraums von zwölf Monaten wiederholt in Zahlungsverzug gerät oder in sonstigen begründeten Fällen. 
	5.2. Bei Verlangen einer Vorauszahlung sind dem Kunden Beginn, Höhe und die Gründe für die Vorauszahlung sowie die Voraussetzungen für ihren Wegfall mitzuteilen. Die Zeitpunkte der Vorauszahlungen legt der Lieferant nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) fest. Die Vorauszahlung ist frühestens zum Lieferbeginn fällig. Die Höhe der Vorauszahlung richtet sich nach dem Verbrauch des vorhergehenden Abrechnungszeitraums und dem aktuellen Vertragspreis oder dem durchschnittlichen monatlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden und dem aktuellen Vertragspreis. Macht der Kunde glaubhaft, dass sein Verbrauch erheblich geringer ist, ist dies angemessen zu berücksichtigen. 
	5.2. Bei Verlangen einer Vorauszahlung sind dem Kunden Beginn, Höhe und die Gründe für die Vorauszahlung sowie die Voraussetzungen für ihren Wegfall mitzuteilen. Die Zeitpunkte der Vorauszahlungen legt der Lieferant nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) fest. Die Vorauszahlung ist frühestens zum Lieferbeginn fällig. Die Höhe der Vorauszahlung richtet sich nach dem Verbrauch des vorhergehenden Abrechnungszeitraums und dem aktuellen Vertragspreis oder dem durchschnittlichen monatlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden und dem aktuellen Vertrags-preis. Macht der Kunde glaubhaft, dass sein Verbrauch erheblich geringer ist, ist dies angemessen zu berücksichtigen.
	5.3. Die Vorauszahlung wird mit der jeweils nächsten vom Kunden nach dem Vertrag zu leistenden Zahlung (Abschläge nach Ziffer 4.1 oder Rechnungsbeträge) verrechnet. Ergibt sich dabei eine Abweichung der Vorauszahlung von der zu leistenden Zahlung, so wird der zu viel oder zu wenig berechnete Betrag unverzüglich erstattet bzw. nachentrichtet.
	5.3. Die Vorauszahlung wird mit der jeweils nächsten vom Kunden nach dem Vertrag zu leistenden Zahlung (Abschläge nach Ziffer 4.1 oder Rechnungsbeträge) verrechnet. Ergibt sich dabei eine Abweichung der Vorauszahlung von der zu leistenden Zahlung, so wird der zu viel oder zu wenig berechnete Betrag unverzüglich erstattet bzw. nachentrichtet.
	5.4. Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann der Lieferant beim Kunden ein Vorauszahlungssystem (z. B. Bargeld- oder Chipkartenzähler) einrichten und betreiben bzw. den Messstellenbetreiber damit beauftragen.
	5.4. Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann der Lieferant beim Kunden ein Vorauszahlungssystem (z. B. Bargeld- oder Chipkartenzähler) einrichten und betreiben bzw. den Messstellenbetreiber damit beauftragen.
	5.5. Anstelle einer Vorauszahlung kann der Lieferant eine Sicherheitsleistung in Höhe der für einen Zeitraum von zwei Liefermonaten voraussichtlich durchschnittlich zu leistenden Zahlungen verlangen. Sofern die Parteien nichts anderes vereinbaren, ist eine Sicherheitsleistung nur zulässig in Form einer unbedingten, unwiderruflichen, selbstschuldnerischen Bürgschaft einer europäischen Bank. Die sich verbürgende Bank muss ein Rating im „A“-Bereich von Standard & Poors oder ein gleichwertiges Rating einer anderen international anerkannten Rating-Agentur aufweisen. 
	5.5. Anstelle einer Vorauszahlung kann der Lieferant eine Sicherheitsleistung in Höhe der für einen Zeitraum von zwei Liefermonaten voraussichtlich durchschnittlich zu leistenden Zahlungen verlangen. Sofern die Parteien nichts anderes vereinbaren, ist eine Sicherheitsleistung nur zulässig in Form einer unbedingten, unwiderruflichen, selbstschuldnerischen Bürgschaft einer europäischen Bank. Die sich verbürgende Bank muss ein Rating im „A“-Bereich von Standard & Poors oder ein gleichwertiges Rating einer anderen international anerkannten Rating-Agentur aufweisen.
	5.6. Der Lieferant kann sich aus der Sicherheit befriedigen, sobald der Kunde mit seinen Zahlungsverpflichtungen in Verzug ist. Der Lieferant wird die Sicherheit nur in dem Umfang verwerten, in dem dies zur Erfüllung der rückständigen Zahlungsverpflichtungen erforderlich ist.
	5.6. Der Lieferant kann sich aus der Sicherheit befriedigen, sobald der Kunde mit seinen Zahlungsverpflichtungen in Verzug ist. Der Lieferant wird die Sicherheit nur in dem Umfang verwerten, in dem dies zur Erfüllung der rückständigen Zahlungsverpflichtungen erforderlich ist.
	5.7. Die Verwertung der Sicherheit nach Ziffer 5.6 wird der Lieferant dem Kunden unter Fristsetzung schriftlich androhen, es sei denn nach den Umständen des Einzelfalls besteht Grund zu der Annahme, dass eine Befriedigung aus der Sicherheit zu spät erfolgen würde. Ist der Abschluss des Vertrages für den Kunden ein Handelsgeschäft, beträgt die Frist wenigstens eine Woche. In allen übrigen Fällen beträgt sie einen Monat.
	5.7. Die Verwertung der Sicherheit nach Ziffer 5.6 wird der Lieferant dem Kunden unter Fristsetzung schriftlich androhen, es sei denn nach den Umständen des Einzelfalls besteht Grund zu der Annahme, dass eine Befriedigung aus der Sicherheit zu spät erfolgen würde. Ist der Abschluss des Vertrages für den Kunden ein Handelsgeschäft, beträgt die Frist wenigstens eine Woche. In allen übrigen Fällen beträgt sie einen Monat.
	5.8. Die Sicherheit ist unverzüglich zurückzugeben, soweit ihre Voraussetzungen weggefallen sind.
	5.8. Die Sicherheit ist unverzüglich zurückzugeben, soweit ihre Voraussetzungen weggefallen sind.
	5.9. Die Regelungen zur Einstellung und Unterbrechung der Belieferung sowie zur Kündigung in Ziffer 9 bleiben unberührt.
	5.9. Die Regelungen zur Einstellung und Unterbrechung der Belieferung sowie zur Kündigung in Ziffer 8 bleiben unberührt.
	5.10. Die Ziffern 5.5 bis 5.9 gelten nur für gewerbliche Verbraucher. 
	6. Entgelt/Zukünftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastun-gen/Preisanpassung nach billigem Ermessen
	6.1. Das vom Kunden zu zahlende Entgelt setzt sich aus den Preisbestandteilen nach den Ziffern 6.2 bis 6.6 zusammen.
	6.1. Das vom Kunden zu zahlende Entgelt setzt sich aus den Preisbestandteilen nach den Ziffern 6.2 bis 6.5 zusammen.
	6.3.2. Das vom Lieferanten an den Netzbetreiber abzuführende Entgelt für Messstellenbetrieb und Messung. 
	6.3.6. Die vom Lieferanten (an den Bilanzkreisverantwortlichen und von diesem) an den Marktgebietsverantwortlichen abzuführende Gasspeicherumlage gemäß § 35 e EnWG.

	6.2. Der Kunde zahlt einen Grundpreis und einen verbrauchsabhängigen Arbeitspreis in der sich aus dem Preisblatt ergebenden Höhe. Diese werden auf Grundlage der Kosten kalkuliert, die für die Belieferung aller Kunden in diesem Tarif anfallen (unabhängig vom Zeitpunkt des jeweils einzelnen Vertragsschlusses). Sie enthalten die Kosten für Energiebeschaffung und Vertrieb (inkl. SLP-Bilanzierungsumlage, Entgelt für die Nutzung des Virtuellen Handelspunktes, Konvertierungsentgelt sowie Konvertierungsumlage).
	6.3. Zusätzlich zahlt der Kunde für das gelieferte Gas folgende Preisbestandteile nach den Ziffern 6.3.1 bis 6.3.6 in der jeweils geltenden Höhe. Die bei Vertragsschluss geltende Höhe ist im Preisblatt angegeben. Im Einzelnen:
	6.3.1. Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber für die Netznutzung zur Belieferung des Kunden abzuführenden Netzentgelte. Der Netzbetreiber ermittelt die Netzentgelte zum 01.01. eines Kalenderjahres auf Grundlage der von der zuständigen Regulierungsbehörde nach Maßgabe des § 21a EnWG i. V. m. der ARegV, der GasNEV und sonstigen Bestimmungen des EnWG festgelegten und jeweils zum 01.01. eines Kalenderjahres gemäß § 4 ARegV angepassten Erlösobergrenze. Der Netzbetreiber veröffentlicht die jeweils geltende Höhe der Netzentgelte auf seiner Internetseite.
	6.3.1.2. Für den Fall, dass gegen die für die Entgelte maßgebliche, von der Regulierungsbehörde festgesetzten Erlösobergrenze Rechtsmittel eingelegt werden oder anhängig sind (z. B. durch den Netzbetreiber oder Dritte), ist zwischen den Parteien dieses Vertrages das vom Netzbetreiber auf Grundlage der rechts- bzw. bestandskräftig festgesetzten Erlösobergrenze gebildete und rückwirkend angewendete Netznutzungsentgelt ebenso rückwirkend maßgeblich. Dies kann dazu führen, dass Entgelte für vorangegangene Zeiträume – gegebenenfalls nach Beendigung des Vertrages oder der Belieferung der jeweiligen Marktlokation durch den Lieferanten – nachgefordert oder zurückgezahlt werden müssen.
	6.3.1.3. Ziffer 6.3.1.2 gilt entsprechend bei Rechtsmitteln gegen die Erlösobergrenze der dem Netz des Netzbetreibers vorgelagerten Netzbetreiber, sofern jene eine rückwirkende Änderung der Entgelte des vorgelagerten Netzbetreibers zur Folge haben.

	-
	6.3.2. Das vom Lieferanten an den Netzbetreiber abzuführende Entgelt für Messstellenbetrieb und Messung. 
	Der Netzbetreiber ermittelt dieses Entgelt zum 01.01. eines Kalenderjahres auf Grundlage der von der zuständigen Regulierungsbehörde nach Maßgabe des § 21a EnWG i. V. m. der ARegV, der GasNEV und sonstigen Bestimmungen des EnWG festgelegten und jeweils zum 01.01. eines Kalenderjahres gemäß § 4 ARegV angepassten Erlösobergrenze. Der Netzbetreiber veröffentlicht die jeweils geltende Höhe des Entgelts für Messstellenbetrieb und Messung auf seiner Internetseite.

	-
	-
	6.3.3. Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber aufgrund vertraglicher Vereinbarung zu leistenden Zahlungen zum Ausgleich der vom Netzbetreiber abzuführenden Konzessionsabgabe.
	Die Konzessionsabgabe wird von der jeweiligen Gemeinde bzw. dem jeweiligen Landkreis gegenüber dem Netzbetreiber für die Einräumung des Rechts zur Benutzung öffentlicher Verkehrswege für die Verlegung und den Betrieb von Leitungen, die der unmittelbaren Versorgung von Letztverbrauchern im Gemeindegebiet mit Energie dienen, erhoben. Die Höhe der Konzessionsabgabe richtet sich nach dem jeweils zwischen dem Netzbetreiber und der betreffenden Gemeinde bzw. dem betreffenden Landkreis nach Maßgabe von § 2 der Konzessionsabgabenverordnung (KAV) vereinbarten Konzessionsabgabensatz.
	6.3.6. Die vom Lieferanten (an den Bilanzkreisverantwortlichen und von diesem) an den Marktgebietsverantwortlichen abzuführende Gasspeicherumlage gemäß § 35 e EnWG.

	6.4. Für gewerbliche Verbraucher gilt: Soweit das Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) keine Festpreise für den Kauf von Emissionszertifikaten mehr vorsieht (voraussichtlich ab 01.01.2026), entfällt die Weitergabe nach Ziffer 6.3.5.  Ab diesem Zeitpunkt und soweit und solange § 10 Abs. 2 Satz 4 BEHG einen Preiskorridor mit einem Mindestpreis und einem Höchstpreis pro Emissionszertifikat festlegt (voraussichtlich bis zum 31.12.2026), zahlt der Kunde zusätzlich einen Preis für den Kauf von Emissionszertifikaten nach dem Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) in ct/kWh („CO2-Preis“). Dieser Preisbestandteil bestimmt sich nach dem jeweiligen Höchstpreis des Preiskorridors nach § 10 Abs. 2 Satz 4 BEHG pro Emissionszertifikat. Der CO2-Preis fällt dabei nicht auf gegebenenfalls im Lieferumfang enthaltene biogene Brennstoffe i. S. d. § 7 Abs. 4 Nr. 2 BEHG i. V. m. EBeV 2030 an. Die Ermittlung des Kohlendioxidäquivalents, d. h. der Brennstoffemissionen von Erdgas, aufgrund derer eine Berechnung eines Preises in ct/kWh ermöglicht wird, erfolgt nach Maßgabe der in § 5 EBeV 2030 i. V. m. Anlage 2 festgelegten Berechnungsmethode und Faktoren.
	6.5. Wird die Belieferung oder die Verteilung von Gas nach Vertragsschluss mit zusätzlichen, in den Ziffern 6.2, 6.3 6.4 und 6.6 nicht genannten Steuern oder Abgaben belegt, erhöht sich das vom Kunden zu zahlende Entgelt um die hieraus entstehenden Mehrkosten in der jeweils geltenden Höhe. Satz 1 gilt entsprechend, falls die Belieferung oder die Verteilung von Gas nach Vertragsschluss mit einer hoheitlich auferlegten, allgemein verbindlichen Belastung (d. h., keine Bußgelder oder Ähnliches) belegt wird, soweit diese unmittelbaren Einfluss auf die Kosten für die nach diesem Vertrag geschuldeten Leistungen hat. Die Weitergabe in der jeweils geltenden Höhe nach Satz 1 und 2 führt bei Erstattungen (z. B. in Form negativer Umlagen) zu einer entsprechenden Entgeltreduzierung. Eine Weiterberechnung erfolgt nicht, soweit die Mehrkosten nach Höhe und Zeitpunkt ihres Entstehens bereits bei Vertragsschluss konkret vorhersehbar waren oder die jeweilige gesetzliche Regelung der Weiterberechnung entgegen-steht. Eine Weiterberechnung ist auf die Mehrkosten beschränkt, die nach dem Sinn und Zweck der gesetzlichen Regelung dem einzelnen Vertragsverhältnis (z. B. nach Kopf oder nach Verbrauch) zugeordnet werden können. Eine Weiterberechnung erfolgt ab dem Zeitpunkt der Entstehung der Mehrkosten. Der Kunde wird über eine solche Weiterberechnung spätestens mit der Rechnungsstellung informiert.
	6.6. Zusätzlich fällt auf die Preisbestandteile nach Ziffern 6.2, 6.3 und 6.4 sowie etwaige zukünftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen nach Ziffer 6.5 die Umsatzsteuer in der jeweils geltenden Höhe an. Die derzeitige Höhe der Umsatzsteuer ergibt sich aus dem Preisblatt.
	6.7. Der Lieferant teilt dem Kunden die bei Belieferung jeweils geltende Höhe eines nach Ziffer 6.3 bis 6.6 zu zahlenden Preisbestandteils auf Anfrage mit. 
	6.8. Der Lieferant ist verpflichtet, den Grundpreis und den Arbeitspreis nach Ziffer 6.2 – nicht hingegen die gesondert in der jeweils geltenden Höhe an den Kunden weitergegebenen Preisbestandteile nach Ziffern 6.3, 6.4 und 6.6 sowie etwaige zukünftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen nach Ziffer 6.5 – durch einseitige Leistungsbestimmung nach billigem Ermessen gemäß § 315 BGB anzupassen (Erhöhungen oder Senkungen). Anlass für eine solche Preisanpassung ist grundsätzlich ausschließlich eine Änderung der in Ziffer 6.2 genannten Kosten. Für private Verbraucher gilt: Die gesonderte Weitergabe für den Preisbestandteil nach Ziffer 6.3.5 endet, wenn das BEHG keine Festpreise mehr vorsieht (voraussichtlich am 31.12.2025); der Preisbestandteil findet dann im Rahmen der einseitigen Leistungsbestimmung durch den Lieferanten nach dieser Ziffer 6.8 Berücksichtigung. Für gewerbliche Verbraucher gilt: Zusätzlich werden die Kosten berücksichtigt, die dem Lieferanten aus dem Kauf von Emissionszertifikaten entstehen, sobald eine gesonderte Weitergabe dieser Kosten nach Ziffer 6.3.5 bzw. nach Ziffer 6.4 nicht mehr möglich ist. Für alle gilt: Der Lieferant überwacht fortlaufend die Entwicklung dieser Kosten. Der Umfang einer solchen Preisanpassung ist auf die Veränderung der Kosten nach Ziffer 6.2 seit der jeweils vorhergehenden Preisanpassung nach dieser Ziffer 6.8 bzw. – sofern noch keine Preisanpassung nach dieser Ziffer 6.8 erfolgt ist – seit der erstmali-gen Tarifkalkulation nach Ziffer 6.2 bis zum Zeitpunkt des geplanten Wirksamwerdens der aktuellen Preisanpassung beschränkt. Kostensteigerungen und Kostensenkungen sind bei jeder Preisanpassung gegenläufig zu saldieren. Die einseitige Leistungsbestimmung des Lieferanten nach billigem Ermessen bezieht sich auch auf die jeweiligen Zeitpunkte einer Preisanpassung; diese sind so zu wählen, dass Kostensenkungen nicht nach für den Kunden ungünstigeren Maßstäben Rechnung getragen werden als Kostenerhöhungen, also Kostensenkungen mindestens in gleichem Umfang preiswirksam werden wie Kostenerhöhungen. Der Kunde hat gemäß § 315 Abs. 3 BGB das Recht, die Ausübung des billigen Ermessens des Lieferanten gerichtlich überprüfen zu lassen. Änderungen des Grundpreises und des Arbeitspreises nach dieser Ziffer 6.8 sind nur zum Monatsersten möglich. Preisanpassungen werden nur wirksam, wenn der Lieferant dem Kunden die Änderungen spätestens einen Monat vor dem geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilt. In diesem Fall hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Preisanpassung zu kündigen. Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten in der Mitteilung gesondert hingewiesenen.
	6.9. Informationen über aktuelle Produkte (insbesondere gebündelte Produkte bzw. Leistungen) und Tarife erhält der Kunde unter Tel. 0202 569-5100 oder im Internet unter www.wsw-online.de.
	7. Änderungen des Vertrages

	Die Regelungen des Vertrages beruhen auf den gesetzlichen und sonstigen Rahmenbedingungen zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses (z. B. EnWG, GasGVV, GasNZV, MsbG, MessEG und MessEV, höchstrichterliche Rechtsprechung, Festlegungen und Beschlüsse der BNetzA). Das vertragliche Äquivalenzverhältnis kann nach Vertragsschluss durch unvorhersehbare Änderungen der gesetzlichen oder sonstigen Rahmenbedingungen (z. B. durch Gesetzesänderungen, sofern deren konkreter Inhalt nicht bereits – etwa in der Phase zwischen dem Abschluss des förmlichen Gesetzgebungsverfahrens und dem Inkrafttreten – absehbar war), die der Lieferant nicht veranlasst und auf die er auch keinen Einfluss hat, in nicht unbedeutendem Maße gestört werden. Ebenso kann nach Vertragsschluss eine im Vertrag entstandene Lücke nicht unerhebliche Schwierigkeiten bei der Durchführung des Vertrages entstehen lassen (etwa wenn die Rechtsprechung eine Klausel für unwirksam erklärt), die nur durch eine Anpassung oder Ergänzung zu beseitigen sind. In solchen Fällen ist der Lieferant verpflichtet, den Vertrag – mit Ausnahme des Entgelts – unverzüglich insoweit anzupassen und/oder zu ergänzen, als es die Wiederherstellung des Äquivalenzverhältnisses von Leistung und Gegenleistung und/oder der Ausgleich entstandener Vertragslücken zur zumutbaren Fort- und Durchführung des Vertragsverhältnisses erforderlich macht (z. B. mangels gesetzlicher Überleitungsbestimmungen). Anpassungen des Vertrages nach dieser Ziffer sind nur zum Monatsersten möglich. Die Anpassung wird nur wirksam, wenn der Lieferant dem Kunden die Anpassung spätestens einen Monat vor dem geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilt. Ist der Kunde mit der mitgeteilten Vertragsanpassung nicht einverstanden, hat er das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zu kündigen. Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten in der Mitteilung gesondert hingewiesen.
	8. Einstellung der Lieferung/Fristlose Kündigung/Sonderkündigungsrecht bei Einbau intelligentes Messsystem oder registrierende Leistungsmessung
	9.1. Der Lieferant ist berechtigt, die Lieferung sofort einzustellen und die Anschlussnutzung durch den zuständigen Netzbetreiber unterbrechen zu lassen, wenn der Kunde in nicht unerheblichem Maße schuldhaft Gas unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen verwendet („Energiediebstahl“) und die Unterbrechung zur Verhinderung einer weiteren unberechtigten Energieentnahme erforderlich ist.
	8.1. Der Lieferant ist berechtigt, die Lieferung sofort einzustellen und die Anschlussnutzung durch den zuständigen Netzbetreiber unterbrechen zu lassen, wenn der Kunde in nicht unerheblichem Maße schuldhaft Gas unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen verwendet („Energiediebstahl“) und die Unterbrechung zur Verhinderung einer weiteren unberechtigten Energieentnahme erforderlich ist.
	9.2. Bei Zahlungsverzug des Kunden in Höhe des Doppelten der rechnerisch auf den laufenden Kalendermonat entfallenden Abschlags- oder Vorauszahlung, mindestens aber mit € 100,00 inklusive Mahn- und Inkassokosten, ist der Lieferant ebenfalls berechtigt, die Lieferung einzustellen und die Anschlussnutzung durch den zuständigen Netzbetreiber unterbrechen zu lassen. Bei der Berechnung des jeweils für den Verzug maßgeblichen Betrages bleiben nicht titulierte Forderungen außer Betracht, die der Kunde schlüssig beanstandet hat oder die wegen einer Vereinbarung zwischen Lieferant und Kunden noch nicht fällig sind, oder die aus einer streitigen und noch nicht rechtskräftig entschiedenen Preiserhöhung des Lieferanten resultieren. Die Unterbrechung unterbleibt, wenn die Folgen der Unterbrechung außer Verhältnis zur Schwere des Zahlungsverzuges stehen, oder der Kunde darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen vollumfänglich nachkommt. Dem Kunden wird die Unterbrechung spätestens vier Wochen vorher angedroht und die Beauftragung des Netzbetreibers mit der Unterbrechung der Anschlussnutzung acht Werktage vorher durch briefliche Mitteilung, unter Angabe des Zeitpunkts der Auftragserteilung angekündigt. Der Lieferant wird den Netzbetreiber zu dem in der Ankündigung genannten Zeitpunkt beauftragen, die Anschlussnutzung zu unterbrechen, wofür der Netzbetreiber nach den Vorgaben des Lieferantenrahmenvertrages Gas (Anlage 3 zur KoV 12) sechs weitere Werktage Zeit hat. Der Kunde wird den Lieferanten auf etwaige Besonderheiten, die einer Unterbrechung zwingend entgegenstehen, unverzüglich hinweisen.
	9.3. Der Gesetzgeber plant derzeit, ein gesetzliches Recht zur Versorgungsunterbrechung gegenüber Haushaltskunden nach § 3 Nr. 22 EnWG in einem neuen § 41f EnWG-E einzuführen.  Danach ist eine Versorgungsunterbrechung vier Wochen nach vorheriger Androhung möglich, wenn der Kunde seiner Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung nicht nachkommt. Gegebenenfalls ist dem Kunden vor der Versorgungsunterbrechung u. a. der Abschluss einer Abwendungsvereinbarung, zur Vermeidung der Versorgungsunterbrechung, anzubieten. Die Regelungen zur Unterbrechung und zur Wiederherstellung der Anschlussnutzung aufgrund von Zahlungsverzug nach Ziffer 9.2 sind für die Dauer der Wirksamkeit einer abweichenden gesetzlichen Regelung gegenüber Haushaltskunden in dem Umfang ausgesetzt, in dem diese abweichende Regelungen trifft.
	9.4. Die Kosten der Unterbrechung sowie der Wiederherstellung der Belieferung sind vom Kunden zu ersetzen. Der Lieferant stellt dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten pauschal gemäß Ziffer 19 in Rechnung. Dies gilt nicht für Außensperrungen, die Kosten einer solchen Sperrung werden nach tatsächlichem Aufwand in Rechnung gestellt. Die pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein und darf die nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten nicht übersteigen. Die Belieferung wird unverzüglich wiederhergestellt, wenn die Gründe für die Unterbrechung entfallen und die Kosten der Unterbrechung und Wiederherstellung bezahlt sind; sofern keine Barzahlung erfolgt, bleibt es dem Kunden zur Verkürzung der Unterbrechungszeit auch bei einer erteilten Einzugsermächtigung unbenommen, die Kosten der Unterbrechung und Wiederherstellung unverzüglich mittels Überweisung zu zahlen. Für private Verbraucher gilt: Auf Verlangen des Kunden ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen.
	9.5. Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist gekündigt und die Lieferung eingestellt werden. Der Lieferant muss den Kunden unverzüglich beim zuständigen Verteilnetzbetreiber abmelden. Soweit die Entnahmen des Kunden im Falle einer außerordentlichen Kündigung des Lieferanten trotz der Abmeldung (etwa wegen Bearbeitungsfristen des Netzbetreibers, Prozessfristen aus den Festlegungen der BNetzA zu Lieferantenwechselprozessen) über den Zeitpunkt der Vertragsbeendigung hinaus dem Lieferanten bilanziell zugeordnet werden, ohne dass der Lieferant dafür einen Ausgleich erhält (z. B. im Rahmen der Mehr- oder Mindermengenabrechnung des Netzbetreiber), schuldet der Kunde für diese fortwährende Belieferung das Entgelt nach diesem Vertrag. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor im Fall eines Energiediebstahls nach Ziffer 9.1, oder im Fall eines Zahlungsverzuges unter den Voraussetzungen der Ziffer 9.2 Satz 1 und 2. Im letztgenannten Fall ist dem Kunden die Kündigung mindestens zwei Wochen vorher anzudrohen. Für private Verbraucher gilt zusätzlich: Die Kündigung unterbleibt in diesem Fall, wenn die Folgen der Kündigung außer Verhältnis zur Schwere des Zahlungsverzugs stehen, oder wenn der Kunde darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen vollumfänglich nachkommt. Ein wichtiger Grund liegt auch vor, wenn ein Zwangsvollstreckungsverfahren gegen das gesamte Vermögen der anderen Partei oder eines wesentlichen Teils dieses Vermögens eingeleitet wurde.
	9.6. Ein wichtiger Grund liegt auch vor, wenn ein Zwangsvollstreckungsverfahren gegen das gesamte Vermögen der anderen Partei oder eines wesentlichen Teils dieses Vermögens eingeleitet wurde.
	9.7. Für den Lieferanten liegt ein wichtiger Grund weiterhin vor, wenn der Kunde ganz oder teilweise eine geschuldete Vorauszahlung und/oder vereinbarte Sicherheit nicht leistet und seiner Pflicht nicht innerhalb einer vom Lieferanten daraufhin gesetzten Frist von zwei Wochen nachkommt. Die Fristsetzung erfolgt in einer weiteren Zahlungsaufforderung des Lieferanten mit Kündigungsandrohung.
	9.8. Darüber hinaus ist der Lieferant berechtigt, diesen Vertrag bei Vorliegen einer den Kunden betreffenden negativen Auskunft der SCHUFA, Regis24 oder der Creditreform e. V.  insbesondere zu folgenden Punkten außerordentlich zu kündigen: erfolglose Zwangsvollstreckung, erfolglose Pfändung, eidesstattliche Versicherung zum Vermögen, Restschuldbefreiung.
	9.9. Der Lieferant ist berechtigt, den Vertrag, abweichend von Ziffer 6 des Auftragsformulars, bei einem bevorstehenden Ersteinbau eines intelligenten Messsystems oder einer registrierenden Leistungsmessung mit einer Frist von zwei Monaten auf den angekündigten Zeitpunkt des Einbaus zu kündigen. Der Lieferant wird dem Kunden in diesem Fall mit der Kündigung ein Angebot für den Abschluss eines neuen Energieliefervertrags unterbreiten.
	9.10. Die Ziffern 9.6 bis 9.9 gelten nur für gewerbliche Verbraucher.
	9. Haftung
	10.1. Der Lieferant haftet bei schuldhafter vertraglicher Pflichtverletzung (z. B. bei Nichterfüllung der Lieferpflicht oder ungenauer oder verspäteter Abrechnung) für dadurch entstandene Schäden nach Maßgabe von Ziffern 10.2 bis 10.6.
	9.1. Der Lieferant haftet bei schuldhafter vertraglicher Pflichtverletzung (z. B. bei Nichterfüllung der Lieferpflicht oder ungenauer oder verspäteter Abrechnung) für dadurch entstandene Schäden nach Maßgabe von Ziffern 9.2 bis 9.6.
	10.2. Ansprüche wegen Schäden durch Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in der Gasversorgung sind, soweit es sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebes einschließlich des Netzanschlusses handelt, gegenüber dem Netzbetreiber geltend zu machen.
	10.3. Der Lieferant wird auf Wunsch des Kunden unverzüglich über die mit der Schadensverursachung zusammenhängenden Tatsachen Auskunft geben, wenn sie ihm bekannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt werden können.
	10.4. In allen übrigen Haftungsfällen ist die Haftung der Parteien sowie ihrer Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen für schuldhaft verursachte Schäden ausgeschlossen, soweit der Schaden nicht durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt wurde; dies gilt nicht bei Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit oder der schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, d. h., solcher Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertrauen darf (sog. Kardinalpflichten)..
	10.5. Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche nicht auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruht, beschränkt sich die Haftung auf den Schaden, den die haftende Partei bei Abschluss des jeweiligen Vertrages als mögliche Folge der Vertragsverletzung vorausgesehen hat oder unter Berücksichtigung der Umstände, die sie kannte oder kennen musste, hätte voraussehen müssen. Für gewerbliche Verbraucher gilt zusätzlich: Gleiches gilt bei grob fahrlässigem Verhalten einfacher Erfüllungsgehilfen (nicht leitende Angestellte) außerhalb des Bereichs der wesentlichen Vertragspflichten sowie der Lebens-, Körper- oder Gesundheitsschäden.
	10.6. Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes bleiben unberührt.
	10. Umzug
	10.1. Der Kunde ist verpflichtet, dem Lieferanten jeden Umzug unverzüglich vorab unter Angabe des Umzugsdatums, der neuen Anschrift und der neuen Zählernummer oder Marktlokations-Identifikationsnummer in Textform mitzuteilen. Im Regelfall muss diese Mitteilung bis spätestens 10 Werktage vor dem Umzugsdatum erfolgen, um den Lieferanten eine rechtzeitige Ab- bzw. Ummeldung beim Netzbetreiber zu ermöglichen.

	11.1. Der Kunde ist verpflichtet, dem Lieferanten jeden Umzug unverzüglich vorab unter Angabe des Umzugsdatums, der neuen Anschrift und der neuen Zählernummer oder Marktlokations-Identifikationsnummer in Textform mitzuteilen. Im Regelfall muss diese Mitteilung bis spätestens 10 Werktage vor dem Umzugsdatum erfolgen, um den Lieferanten eine rechtzeitige Ab- bzw. Ummeldung beim Netzbetreiber zu ermöglichen.
	11.2. Für gewerbliche Verbraucher gilt: Der Lieferant wird den Kunden an der neuen Entnahmestelle, auf Grundlage dieses Vertrags weiterbeliefern. Die Belieferung zum Zeitpunkt des Einzugs setzt voraus, dass der Kunde dem Lieferanten das Umzugsdatum rechtzeitig mitgeteilt hat. Für private Verbraucher gilt: Ein Umzug des Kunden beendet diesen Vertrag zum Zeitpunkt des vom Kunden mitgeteilten Umzugsdatums, wenn der Kunde aus dem Gebiet des bisherigen Netzbetreibers in das Gebiet eines anderen Netzbetreibers zieht. Der Lieferant unterbreitet dem Kunden für die neue Entnahmestelle auf Wunsch gerne ein neues Angebot.
	11.3. Bei Umzug innerhalb des Gebiets des bisherigen Netzbetreibers kann der Haushaltskunde i. S. v. § 3 Nr. 22 EnWG den Vertrag mit einer Frist von sechs Wochen in Textform und unter Mittteilung seiner zukünftigen Anschrift oder der zur Bezeichnung seiner zukünftigen Entnahmestelle verwendeten Marktlokations-Identifikationsnummer kündigen. Die Kündigung kann mit Wirkung zum Zeitpunkt des Auszugs oder mit Wirkung zu einem späteren Zeitpunkt erklärt werden. Die Kündigung beendet diesen Vertrag nicht und der Lieferant wird den Kunden zu den bisherigen Vertragsbedingungen an seinem neuen Wohnsitz weiterbeliefern, wenn der Lieferant dem Kunden dies binnen zwei Wochen nach Erhalt der Kündigung anbietet und die Belieferung an dessen neuem Wohnsitz möglich ist. Die Belieferung zum Zeitpunkt des Einzugs setzt voraus, dass der Kunde dem Lieferanten das Umzugsdatum rechtzeitig mitgeteilt hat.
	11.4. Unterbleibt die Mitteilung des Kunden nach Ziffer 11.1 aus Gründen, die dieser zu vertreten hat, und wird dem Lieferanten die Tatsache des Umzugs auch sonst nicht bekannt, ist der Kunde verpflichtet, weitere Entnahmen an seiner bisherigen Entnahmestelle, für die der Lieferant gegenüber dem örtlichen Netzbetreiber einstehen muss und für die er von keinem anderen Kunden eine Vergütung zu fordern berechtigt ist, nach den Preisen des Vertrages zu vergüten. Die Pflicht des Lieferanten zur unverzüglichen Abmeldung der bisherigen Entnahmestelle und Ansprüche des Lieferanten auf entgangenen Gewinn wegen einer nicht oder verspätet erfolgten Belieferung an der neuen Entnahmestelle bleiben unberührt.
	11. Übertragung des Vertrages
	Der Lieferant ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem Vertrag als Gesamtheit auf einen personell, technisch und wirtschaftlich leistungsfähigen Dritten zu übertragen. Eine Übertragung nach Satz 1 ist dem Kunden spätestens sechs Wochen vor dem Zeitpunkt der Übertragung unter Angabe dieses Zeitpunkts mitzuteilen. Im Falle einer Übertragung hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Übertragung zu kündigen. Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten in der Mitteilung gesondert hingewiesen. Das Recht zur Abtretung von Forderungen nach § 398 BGB sowie eine gesetzliche Rechtsnachfolge, insbesondere bei Übertragung im Sinne des Umwandlungsgesetzes bleiben von dieser Ziffer unberührt.

	Der Lieferant ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem Vertrag als Gesamtheit auf einen personell, technisch und wirtschaftlich leistungsfähigen Dritten zu übertragen. Eine Übertragung nach Satz 1 ist dem Kunden spätestens sechs Wochen vor dem Zeitpunkt der Übertragung unter Angabe dieses Zeitpunkts mitzuteilen. Im Falle einer Übertragung hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Übertragung zu kündigen. Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten in der Mitteilung gesondert hingewiesen. Das Recht zur Abtretung von Forderungen nach § 398 BGB sowie eine gesetzliche Rechtsnachfolge, insbesondere bei Übertragung im Sinne des Umwandlungsgesetzes bleiben von dieser Ziffer unberührt.
	12. Vertragsstrafe
	12.1. Verbraucht der Kunde Gas unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen oder nach Unterbrechung der Versorgung, so ist der Lieferant berechtigt, eine Vertragsstrafe zu verlangen. Diese ist für die tatsächliche, sofern nicht feststellbar, für die geschätzte Dauer des unbefugten Gebrauchs, längstens aber für sechs Monate auf der Grundlage einer täglichen Nutzung der unbefugt verwendeten Verbrauchsgeräte von bis zu zehn Stunden nach dem für den Kunden geltenden Vertragspreis zu berechnen.
	13.1. Verbraucht der Kunde Gas unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen oder nach Unterbrechung der Versorgung, so ist der Lieferant berechtigt, eine Vertragsstrafe zu verlangen. Diese ist für die tatsächliche, sofern nicht feststellbar, für die geschätzte Dauer des unbefugten Gebrauchs, längstens aber für sechs Monate auf der Grundlage einer täglichen Nutzung der unbefugt verwendeten Verbrauchsgeräte von bis zu zehn Stunden nach dem für den Kunden geltenden Vertragspreis zu berechnen.
	13.2. Eine Vertragsstrafe kann auch verlangt werden, wenn der Kunde vorsätzlich oder grob fahrlässig die Verpflichtung verletzt, die zur Preisbildung erforderlichen Angaben zu machen. Die Vertragsstrafe beträgt das Zweifache des Betrages, den der Kunde bei Erfüllung seiner Verpflichtung nach dem für ihn geltenden Vertragspreis zusätzlich zu zahlen gehabt hätte. Sie darf für den tatsächlichen, sofern der Beginn der Mitteilungspflicht nicht feststellbar ist, für einen geschätzten Zeitraum, längstens aber für einen Zeitraum von sechs Monaten verlangt werden.
	Datenschutzrechtliche Hinweise und Informationen zum Widerspruchsrecht erhält der Kunde im beigefügten Informationsblatt „Information Datenschutz gemäß EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)“.
	15.1. Aktuelle Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten sind beim jeweils zuständigen Netzbetreiber zu erfragen.
	15.2. Ein Lieferantenwechsel erfolgt zügig und unentgeltlich. Nach dem Wechsel ist der Lieferant verpflichtet, dem neuen Lieferanten den für ihn maßgeblichen Verbrauch des vergleichbaren Vorjahreszeitraums mitzuteilen. Soweit der Lieferant aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat, den Verbrauch nicht ermitteln kann, ist der geschätzte Verbrauch anzugeben.
	Der Gerichtsstand für Kaufleute im Sinne des Handelsgesetzbuches, juristische Personen des öffentlichen Rechts und öffentlich-rechtliche Sondervermögen ist ausschließlich Wuppertal. Das Gleiche gilt, wenn der Kunde keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat.

	16. Streitbeilegungsverfahren (gilt nur für private Verbraucher)
	16.1. Energieversorgungsunternehmen und Messstellenbetreiber (Unternehmen) sind verpflichtet, Beanstandungen von Verbrauchern im Sinne des § 13 BGB (Verbraucher) insbesondere zum Vertragsabschluss oder zur Qualität von Leistungen des Unternehmens (Verbraucherbeschwerden), die den Anschluss an das Versorgungsnetz, die Belieferung mit Energie sowie die Messung der Energie betreffen, im Verfahren nach § 111a EnWG innerhalb einer Frist von vier Wochen ab Zugang beim Unternehmen zu beantworten. Verbraucherbeschwerden, die den Vertragsabschluss oder die Qualität der Leistungen des Lieferanten betreffen, sind zu richten an: WSW Beschwerdemanagement Energie & Wasser, Bromberger Straße 39, Tel. 0202 569-5150, Kritik.Energie@wsw-online.de.
	17.1. Energieversorgungsunternehmen und Messstellenbetreiber (Unternehmen) sind verpflichtet, Beanstandungen von Verbrauchern im Sinne des § 13 BGB (Verbraucher) insbesondere zum Vertragsabschluss oder zur Qualität von Leistungen des Unternehmens (Verbraucherbeschwerden), die den Anschluss an das Versorgungsnetz, die Belieferung mit Energie sowie die Messung der Energie betreffen, im Verfahren nach § 111a EnWG innerhalb einer Frist von vier Wochen ab Zugang beim Unternehmen zu beantworten. Verbraucherbeschwerden sind zu richten an: WSW Beschwerdemanagement Energie & Wasser, Bromberger Straße 39, Tel. 0202 569-5150, Kritik.Energie@wsw-online.de.
	17.2. Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle nach § 111b EnWG sowie § 4 Abs. 2 Satz 4 Verfahrensordnung zur Durchführung eines Schlichtungsverfahrens anzurufen, wenn das Unternehmen der Beschwerde nicht abgeholfen oder auf diese nicht innerhalb der Bearbeitungsfrist geantwortet hat. § 14 Abs. 5 VSBG bleibt unberührt. Das Unternehmen ist verpflichtet, an dem Verfahren bei der Schlichtungsstelle teilzunehmen. Die Einreichung einer Beschwerde bei der Schlichtungsstelle hemmt die gesetzliche Verjährung gemäß § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB. Das Recht der Beteiligten, die Gerichte anzurufen oder ein anderes Verfahren (z. B. nach dem EnWG) zu beantragen, bleibt unberührt. 
	17.4. Verbraucher haben die Möglichkeit, über die Online-Streitbeilegungs-Plattform der Europäischen Union kostenlose Hilfestellung für die Einreichung einer Verbraucherbeschwerde zu einem Online-Kaufvertrag oder Online-Dienstleistung sowie Informationen über die Verfahren an den Verbraucherschlichtungsstellen in der Europäischen Union zu erhalten. Die Online-Streitbeilegungs-Plattform kann unter folgendem Link aufgerufen werden: http://ec.europa.eu/consumers/odr/.
	17. Allgemeine Informationen nach dem Energiedienstleistungsgesetz
	Im Zusammenhang mit einer effizienteren Energienutzung durch Endkunden wird bei der Bundesstelle für Energieeffizienz eine Liste geführt, in der Energiedienstleister, Anbieter von Energieaudits und Anbieter von Energieeffizienzmaßnahmen aufgeführt sind. Weiterführende Informationen zu der so genannten Anbieterliste und den Anbietern selbst erhalten Sie unter www.bfee-online.de. Sie können sich zudem bei der Deutschen Energieagentur über das Thema Energieeffizienz umfassend informieren. Weitere Informationen erhalten Sie unter www.energieeffizienz-online.info.
	Die Regelungen dieses Vertrages sind abschließend. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht.
	20. Energiesteuer-Hinweis
	20.1. Für das auf Basis dieses Vertrages bezogene Erdgas gilt folgender Hinweis gemäß der Energiesteuer-Durchführungsverordnung: 
	20.2. „Steuerbegünstigtes Energieerzeugnis! Darf nicht als Kraftstoff verwendet werden, es sei denn, eine solche Verwendung ist nach dem Energiesteuergesetz oder der Energiesteuer-Durchführungsverordnung zulässig. Jede andere Verwendung als Kraftstoff hat steuer- und strafrechtliche Folgen. In Zweifelsfällen wenden Sie sich bitte an Ihr zuständiges Hauptzollamt.“


